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Le D6partement f6d6ral de justice et police est repr6s'ent6
par M. le Conseiller f6d6ral Baumann" M. le Dr Rothmund,
Chef de la Division f6d6rale de police, M. Plumez, Adjoint ä
la Division de police, et M. Ie Dr Balsiger, JufJste au Minis-
töre publio f6d6ral. Assistent 6galement aux s6ances, MM.
Volken, Secrdtaire du D6partement de justice et police du
canton du Valais, Ev6quoz, Chef du Bureau cantonal des
dtrangers, et Volken, Chef du Service des automobiles.

Le procös-verbal est tenu par MM. Plumez, Adjoint ä ta
Division f6d6rale de poliee, et Volken, Secr6taire du D6par-
tement de justice et police du canton du Valais.

Les s6ances ont. lieu le 12 octobre au Casino, Rue du
Grand-Pont, et Ie 13 octobre, ä I'Hötel de Ia Paiiix.

Sitzung vom 12. Oktober 1934

56once du 12 octobre 1934

Um L6% Uhr eröffnet der Vorsitzende, Ilerr Reg.rat
Dr. Altwegg, die Sitzung. Er begrüsst die Anwesenden; insbe-
sondere I[. Bundesrat Baurrann, der früher schon als Regie-
rungsrat an der Konferenz teilnahm, und die andern Vertre-
ter des Departemenf"s. Zu Ehren des verstorbenen I[. Staais-
rat Dufour (Waadt), de'r Präsident der Konferenz gewesen
ist, erhebt sieh die Yersa,mmlung von den Sitzen.

fhre Abwesenheit haben entschuldigt die HH. Reg.räte
Walther (Ltze,rnl, Ludwls (Base'l-Stadt), Obrecht (Solo'thurn),
Broger (AppenzellI.Rh.), Week (Freiburg) und Nicole (Genf).

1. Protokoll - Prooös-verbal.

Das Protokoll dei Konferenz vom 23.124, Oktober 1933 in
Aarau ist gedruckt zugestellt worden.

Es wird von der Konferenz genehmigt und dem Verfas-
sor, I[. Fürsp. Beyli, Direktionssekretär der Justiz- und
Polizeidirektion in Aarau, bestens verdankt.
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2.-Bundesgesetz über den Motorfahrzeug. und Fahrrad.
verkehr - Loi f6ddrale sur la oirculation iles vdhicules auto-
mobiles et des cycles

a)'Wiedereinführung der Fahrradnummernschilder _
R6irrtroducfion des plaques de contröle num6rot6es
pout cycles;

b) Einführung der oblig. Ilaftpflichtversicherung für die
Radfahror - Introduetion de l,assurance"rosponsabi_
l,iit6 civile obligatoire pour les cyclistes;

c) BekämOfung der Verkehrsunfälle auf der Strasse _
lutte contre les accidents de la circulation routiöre.

Der Vorsitzende stellt fest, dass infolge Abwesenheit von
H. Reg.rat Ludwig das Referat zu lit. 

"";"giaifi. D;F";;;
unter lit. a hängt mit derjenigen unte,r iit. a eug ,o.r-_
men. Der Vorsi{zende schlägt vor, vorerst das Referat vou
H. Dr. Rothmund zu lit. c anzuhöreu.

H. Dr. Rothmund hält folgendes Referat über die

Bekömpfung der Verkehrsunfölle ouf der Strosse :

f'n^ J_ahre 1932 sind auf der Strasse 461 Menschen tödlichverunfallt, wovgn 404 -bei Untätt-en 
-äil 

netäilie""s -uo"-irfä:
torfahrzeugen. Im _Jahre 19BB waren es 51ö be*zieL-unesweiJe
4ti5 P_ersonen. Das Jahr 1984 wird, nach den bisher vo":ti""""_
d e! Zahl eg,. vo_raus,s ichfl ic[ wied ei"ä äi"iGri;ilä ;i;i; i;ä.b'ng:en. Ir'ünfhundert_Tote im Jahre liegen auf der StraiselIn unserem kleinen Land mit- nie, Miilio*;; Eü#,;üä.*
F ü_nf hundert }fenschen jahriiän ä-äsrä" 

-ä"s "ägäö, U;;;:siclti gk eit, z u 'Iq w gi taü s 
- giti sä en-ref - ;il,i"" -ü;ä"rYo'ililä-

-kert_o$er ttücksicllslosigkeit der andern Strassenbenützäri.9r lfben lasse_n ! Noch erschreckender wird aas nitd aurcn
Q-rq Gesamtzahlen der jälrlicb verunfallten personen. Im
{ph.e ^1932 war'ön es 9200, bei Unfaiten ält Beiellüfi; "äIlotorfahrz_eusen 8000, 19ffi 10.000 Uer*.ltio[-in*fa;f;"ä;;
Jahre werden es voraussic_lqtlich über 12.000 bezw. 10.000 Per-
sonen spin_. Wie viele von diesen haben es nur aei VoiÄänuirczu verdanken, dass sie dem Tode entronnän sinä.

Was ist _zu tun ? - Es muss im kommenden Jah,r einpaar tausend_weniEer yerunfallte Personen äuf-deiBtrasie
seben; die_ ZaU d-er lgten ist mindestenG äuf -rüe *HräiI;
herunterzudrücken I - pas ist zu tun ! - Mii weiö[en Mil:teln I Ee ist kein Mittel zü 

-eingraii]end, daä;"";i;1I;;ä;-
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werden muss, dass die Bremsen nicht in Ordnung sind ? An
der Kontrolle ? Gewiss. Aber noch viel mehr daran. dass
gegenüber festgestellten lVlängeln zu viele Augen zugedrückt
wörden, dass Lotterfahrzeuge aus Rücksicht auf die Besitzer
nieht rechtzeitig vollständis aus dem Verkehr gewiesen
werden. Ganz besonders auch daran, dass zu wenig: energisch
eingesch'ritten wird gegen den verantwortlichen Halter: das
Motorfahrzeug: darf nur in betriebsicheren. Zustand ver-
kehren, sagt Artikel 17 des Gesetzes; der Fühner ist ver-
pflichtet, vorhandene Mängel dem Halter unverzüglich zu
melden, der berufsmässige Führer ist neben dem llalter für
den betr,iebsicheren Zustand. des Fahrzeugs verantwortlich,
ergänzt die Verordnung i;n Artikel 37, Absätz 2. Absatz 1 des
nämlichen Artikels enthält die Vorschrift. dass Motorfahr-
zeug:e nur unter Beoba.chtung der im Abschnitt < Zulassung
der Motorfahrzeuge zum Verkeh,r > aufgestel'lten Bestim-
mung'e,u verkehren dürfen. Diese Vorschrift ist im Abschnitt
<Ver-kehrsregeln> enthalten. Zuvriderhandlurrg untensteht
also der Strafbestimmung: des Artikels 58 des Gesetzes. Dem
Führer oder dem IIaIter kann nach Artikel 13 des Gesetzes
durch die Verwaltungsbehörde der Führerausweis entzogen
werden.

Sie sehen, die'Werden sie aber
Ilandhaben zum

auch wirklich
sind gege

nicht

Besitzen wir die Vorsahriften, diei nötig sind, um wirk-

Die Verkehrsvo,rschriften für den X'ührer g:eben den
Bohörden ebenfalls genügende Ilandhabe zum Einschreiten
gegen unvorsichtige, unfähige oder rücksichtslose Führer.
Dis Artikel 25 bis 27 des Gesetzes: Geschwindigkeit, Aus-
weichen und Ueberholen, Stras.sengabelung:e'n und -kreuzun-
gen, ergänzt durch die Ausführungsvorsohriften der Verord-
nunE, insbesondere deren Antikel 42 bis 62, enthalten detail-
liertä Vorschriften über das Verhalten dds Motorfahrzeug-
führers im Verkehr, deren Beobachtung durch Motorfahr-
zeuge verursachte UnfäIle sozusagen g:anz ausssehliessen
sollte. Werden sie beobachtet ? Nein. Nicht einmal die primi'
tivsten Verkehrsregeln. Sog:ar diejenigen nicht, bei {eren
Missaehtung der Automobilist sich selbst in grösste Lebens-
gefahr bringt.

Was tun die Behörden ? Sie büssen den Automobilisten'
der am unrichtigen Ort parkiert, der seinen Ausweis zu Hau-
se vergessen hat usw., kurz für belanglose Uebertretungen
von Or-dnungsvorschriften, die keine'Ve,rkehrsgefäh r{u4g be-
deuten. Wiril eine Verkehrsreg:el übertreten mit Verkehrsge-
fährdung, selbst wenn diese noch Eo gross ist, so wird das
regelmästig übersehen, wenn sie keinen Unfall im Gefolge
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1 Jahr 58 (53), über 1 Jahr 29 (27) ;
48 (die dauernden für 1933 sind in
begriffen). Weg:en Angetrunkenhei

von ohne Unfall 524 (295\. mit Unfall 160 (169) : wöqen Ge-
schw_$djgkeitsgÄ?essen 72 (107),'wovon ohnä UifalIJ2 (ß),
mit Unfall 40 (88).

Einiges aus der Bekurssfatisti.k unseres Departements :
!933 sind 17, 75t34 23 Bekurse eingegangen. Davon wurden 32
Itekurse abg:ewiesen, 3 teilweise gutgeheissen durch llerab-
setzung der-Entzugsfrist. 1 eutge[eiißsen (Rekurs eines Kat-
tons gdgen-einen zu milden Tlntsoheid eiues andern), auf 2
wnrde nicht eingetreten, 1 wurde zurückgezogen, 1 ist noch
nicht erledigt. Sie sdhen aus 'diesen Mitteilunsen zweierlei :
Erstens ist unsere Rekurspraxis sehr streng..Zweitens sind
unverhältnismässig wenig zahlrreicho Rekurse eingegange''.
Auf über 2000 Entzugsverfügungen bloss 40 Rekurse ! Wir
können das nicht bloss mit unserer strengen Praxis.erklären.
Die Entzugsverfügungen waren offenbar, wie übrigens aueh
die Statistik und die Beispiele zeigen, viel zu wenig streng.
Auch hier musd.die Behörde stets, über den Einzelfall hin-
weg in die Zukunft schauend, an das zu erstrebende ZieI
denken: es sind mindestens 250 Menschenleben zu retten im
kommenden Jahre, und einige tausend Menschten vor Ver-
letzungen durch Unfälle zu bewahrren !

Eine schlimme X'olge ersibt sich meines Erac.htens aus
der zu largen Praxis äer ddministrative,n und Gerichtsbe-
h'örden : Dfe Polizeikontrollorg:ane werden entmuti,g:t. Sie
beschränken sich darauf, geringfügig:e Verstösse, die klar
nachgewiesen werden können und für die regelmässig ge-
büssf wird, anzuzeigan und lasse,n bei verkebrsgefährdeqden
Uebertretuhgen von Verkehrsvorschriften den Automobili-
sten im Zweifelsfalle laufen.

Noch ein Wort zur Praxis beim Entzug des Führeraus-
weises. Soviel mir bekannt irst, wird naoh einem Verkelrsun-
fall. bei dem sich aus dem ersien Polizeirapport ein verkehrs-
eefährdendes Verhalten dei Motorfahrzeugführers ergibt, in
äen meisten Kantonen sofort -provisorisch der Führerausw-eis
entzosen. Hiuzelne sind der Äuffassung, es müsse zuerst das
Urteil des Strafrichters absewartet werden. Das ist m. E.
falsch. Der Entzug muss, wenn die Voqaussetzungen d-afür
vorliegen, möglichit sofort nach de,r -Uebertretqng erfolggh.'Wartel die Ailministrativbehörde zu bis zur Erlediguns des
Falles durch den Strafrichter, so kann unter Umständen,
wenn diese sehr lange auf sich warten lässt, ein Entzug gar
nicht mehr erfolgen. Wir haben aus dies-em Gmnde eirlen
Rekurs teilweise gutheissen müssen, der abgewiesen worden
wäre. wenn der EntzuE sofort nach dem verursachten Un-
fäll verfüEt worden wäre. Im Zweifelsfall muss eben die
Adm.inisträtivbehörde unverzüglicb eine selbständige Unter-
suchung anordnen.

Soviel über das Verhalten der Behörden denjenigen Mo-
torfahrzeugführern gegenüber, die bis heute schon zür An-
;;G;;;i#;C sind- Ihfi Zait ist viel zu klein! Es kommen
jedän Tag ünzählige FäIle von schwereu Verletzungen vos

uommen:

ein Elaus

ohne

ohne Licht, ohne dass

! usw.

6 Wochen !
mit Motorrad
und Licht. 90

für 8 Monate.

oder

ung: er im,J

tet. Für 1

heiumgefahren,
Fr:anken Busse !

später!

wovon 269

1) Die'Za'hlbn in KlimmerD beziehen sich aui das Jahr 1934.
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entnehmen Sie meine A zur
von

a t tet ztt ei-
lautet :1934. Sie

< Der Bundesrat wird eingeladen, ei.ne Revision des gel-
tenden Bundesgesetzes. über den Motorf ahrzetg- und Fäar-
radvbrkehr in die Weg:e zu leiten, im Sinne der Wiederein-
führung:
1. - gewisser fiir Motorfahr-

welch letztetn
X'ahrgeschwin-zu g:rosse

digkeiten
2. - der numerierten Kontrollschilde für X'ahrräder. >

Sie ist, den Motionär inbegniffen, von 65 Natio,nalräten
unterschriebe r" Kann man g:ege.n eine solche Massenkundge-
bung aus den eidgenöss,j,sohen Rätbn angehen ? Ich riskiet'e
es.

Zunächst eino Feststellung: Zur T)inführung von zahlen-
mässigen Höchstgeschwindigkeiten ist keine,Revisiop des
Automobilgesetzes nötig, da dieses fur Art. 25, Abs. $, dem
Bund,esriat vorschreibt, für schwere Moto rwagen. Eöclstge-
sehwindigkeiten f.estzusetzen.und ihm zugleich die Kompe-
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tgnz_gjbJ, auch_ für e4d_ere }lotorf ahrzeuge Vorschrif ten üb erdie Höchstgeschwindigkeit nt erlassen. -

- Vuy Saghe qelbst Sie haben mit mir gesehen, dass die
heute^.b_estehgnden Vorsshrif ten von eesätz-üäd Vö"äiÄu"n?zgr! Schutz der Verkehrssicherheit nicni eineenätte 

-l"ui:a.;"1
g.ip{ a}er, so hoffe ioh, mit mir der UebeiziüÄunÄ, äasi-iiüti
.Hj_inhaltung erzwnrrgen werden kann und muss und dass die
V.oraussstzupsen_ -{azg .dufgh das Gesetz gegeben sind unddie praFtischen Mittel in .Ihrer Hand liegen. KIar ist alle,r,
dings, {aqs--ep zlrr _Vermehrung der Straäsenver[änispoiizöi
ohne e_r[eb_liqhe Mehrkoqten fün die Kantone nicht tb^seh;;yird. Ich habe Ihnen aber zu Änfans meines ReferJtEJ er-klärt und wiederhole es hier, dass keiä fVfiitet zü öine-r-eitenä
sei, wenn es wirklich den Erfole brrinsen und die Zahi aei
]2.00Q jährlich verrr-nfal_ltgq Peisonen um einige Tausend
herabsetzen, sowie die ZabI der 500 Toten auf Tder StrassJ
qm -mindestens die HäIfte reduzieren könne. Und zwar schonim kommenden Jahr !- 

_ Qie_.X'1age der allgemeinen Einführung von llöchstge-
sqhwindigkeiten ist heute so zu stellen: I[ät es einen Siän.
neue_ Vorsehriften aufzustellen, bevor die bestehenden durchjgeführt, ja bgvor übeqh4qpt die unbedingt nötigen Anstren-gung€n für ih,re Durchführung semaoht worden sind ? Um-
sopehr, als_ger_ade die für schwöre Motorwagen schon be-
stehelden Höchstgeschwindigkeitsvorschriften bisher nisht
eingehalten und d.ie zur V-er,fügung: stehenden einfachen
Zwalgsmittel_für ihre Ei'haltung noch nicht angewendet
v'urden, Das biesse, dern. VoIk Sand in die Auger] streuen,
Bureaukratie betreiben. Wir wollen aber viel meEr erreichen
4ls mit diesem Mittel möglich wäre. Ich bin mir allerdinEs
\Iar, dass eine solche Massnahme äusserst populär wäre 1
daher wohl auch die grosse Zahl von Untersöhriften unter
der Motion Nietlispach. 'W'enn aber dem. Volk unser Ziel
und -die vorgesehenen Mittel zu dessen E,rreichung bekannt
gegeben werden, zweifle ioh nicht daran, dass e,ine Beruhi-
gung eintreten wird. Dies umsomehr" als dies Problem auch
lreine_r_ Meinung_nas6 ni4ht etwa gänzlich aufgegeben, son-
dern bloss auf Zusehen hinausEesc-hoben werden loll. Kom-
men wir ohne nicht dureh, so bin ich der Erste- der deu
Vgrschltg machen wird, der Bundesrat möge die I{öchstge-
schwindigkeiten allgemein einführen.

Ein Mittel besitzen wir noch, um die Geschw,indigkeit
der Motorfahrzeuge zu kontrollieren: den registrierenden Ge-
schwindiskeitsmesser. Gestern wurde mir durch einen Auto-
mobilexperten der Prospekt eines solchen Apparates vorge-
legt. Der Experte kennt ihn schon seit längerer Zeit. Der
Apparat zeigt ja nach dem gewählten TyB;us stets für die
letzten 500, 1000 oder mehreren 1000 gefahrenen Meter die Ge-
schwindigkeitskurve an. Was vorher gefahren wurde, wird
selbsttätig ausgewischt. Ich gebe den Prospekt nachher in
Zirkulatiou. Wir wenden den Apparat prüfen lassen. Be-
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währt er sich, so sollte seine Installation vorerst für die
sehwereu Motorfahrzeuge, für die llöchstgesehwindigkeiten
rrcrge.:chrieb-en sind, gbligatoli*ss[ erBlärf, werden. Bpäterfür alle, insbesondere für die Motorräder.

- _Etwas anderes ist aber dringend notwendig : Za einer
zahlenm.4ssig genüge-nden Verkef,rspolizei gehör1 auch ihre
sorgfältige und zweckmässige Instrüktion. Dass es an dieser
fehlt, haben Sie aus meinen AusführunEen sesehen. Nötisfist eine vollstlind,ige geistige Umstellung- deü Problem se--genüber. Der Strassenpolizei muss der Endzweck ihrer Aüf-
ga.!e _eing^ehämrqe,rt werden : statt schöne Ordnung im poli-
zeilichen Sinn, Kampf dem unfähigen, dem unerzogenen,-dem
rücksichtslosen Strassenbenützer. Dainit die S,traßsenpblizei
auch, tr'reude habe an ihrem schwierigen, heiklen Dienst, muss
ihr die Genugtuung we:rden, dass die oberen Behörden durch
tatkräftiges, wo es sein muss auch rücksichtsloses Vorsehen
gegen Fehlbaro der Kleinarbeit der unteren Organe auJ der
Strasse zum gewollten Erfolg verhelfen. Das braucht noch
keine Poiizeiwillkür im Gefolge zu haben. - Die Instruk-
tion der Strassenpolizei sollte ängesichts der für das sanzeLand einheitlichen Verkehrsvorschriften eine einheitliche
soin. Iah erlaube mir deshalb, anzuregen, Ihre Konferenz
möchte Beschluss fassen über die Mittel- und Wege, wie eine
Anleitung dazu ausgearbeitet werden könnte, sei es dass Sie
eine Kommission bestellen, sei es, dass Sie es zunächst ei-
nem Kanton übertragen, einen Entwurf auszuarbeiten. Wenn
wir Ihnen dienlich sei können, so stehen wir Ihnen gern als
Briefkasten zur Verfüg'ung. Zu viel mehr wird es allerdings
kaum reichen, da wir keine Polizeifachleute zar Verfügung:
haben.

fch habe bis jetzt nur vom Motorfahrzeug und von seinem
Führer gesprochen. Das Gesag:te gilt .aber selbstvemtändlich
- mutatis mutandis - auch für die andern Strassenbenüt-
zer, namentlich für die Radfahrer. Die Zeit f.ehlt, um hier
mit Beispielen aufzurücken. Sie kennen sie ja sicherlich.
Dann muss auch an der Erziehung des Fussgängers gearbei-
tet werden, namentlich in den Städten.

Zum Sehluss nooh ein paar Worte zu dem Programm,
dessen Durchführung ich mü zur Aufgabe gestellt habe. Sie
sollen nicht denken, dass ich es bei dem Ueberfall auf die
Kantone bewenden lassen und die l{ände in den Schoss le-
gen wolle. Zunächst werde ich dem Departement vorschla-
Een, unverzüglieh an alle Clubs zu gelangen und ihrlen 4rit-
äuteilen, dasJdas kommende Jahr dii Heiabsetzung der,Vgr-
kehrsunfäIle bringen müsse, wie ich es Ihnen dalgelegt habe.
Die Clubs werden aufgeforölert, uns die NIitteI bekanntzuge-
ben, die sie für geeignet halten, endlich ,Ordnu4g 4uf die
Strasse zu brineen. 'Wir werden auf die }fotion Nietlispach
aufmerksam malhen und ihnen erklären, dass wir die Ein-
führunE der llöchstgeschwindigkeiten beantragen müssten'
wenn sie uns nicht einen andern Weg angeberr können, der
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z-lam. Ziel führen muss. Sodann
welche Vorschriften der V

Im Strassenverkehr verunfallten im Jahre 1932 ea. 9200
Personen, wovon ca. 8000 bei Unfällen mit Beteilisuns von
Motorfahrzeugen. 1933 waren es 10.000 (8300), 1934 werden es
über 12.000 (10.000) sein. Davon #aren 46i (404) Tote im Jahre
1932, 515 (465) im Jahre 1933, im laufenden Jahre sind min-
destens ebensoviele zu erwarten

Das eidgenössische Automobilgesetz und die Vollzie-
hungsverord*nung enthalten d,ie nötigen Vorsch,riften, bei de-
ren strikter Befolgung die ZahL der Verkehrsunfälle nn,r -qehrgering wäre. Den bei der AusarrbeitunE dieser Vorschriften
durclldie Vertreter der Strassenverkehisverbände abgegebe-
nen Zusicherungen vertrauend, wurden diese Vorsc-b.rlften
bisher nicht mit allzugrosser Schärfe anEewendet. Die Be-
hörden hofften, die Anstrengungen dieser Verbände, ihre
Mitglieder und die andern Strassenbenitzer zttr Verkehrs-
disziplin zu erziehen, würden ton Erfolg begleitet sein.
$aqhdem das in die Vernunft der Motorfahrzeugführer und
Radfahrer gesetzte Vertrauen enttäuscht wurdb und aIIe
Warnungen und Mahnungen der Behörden und Verbände
q4gehört geblieben sind, muss die strikte Einhaltung der
Verkohrsvorschriften nit allen Mitteln erzwungen werden.

Prüfung für alle

mussen,
oder er-

kurze

wir prüfen
abgeändert

no-

Die Konfer enz h.at deshalb beschlossen :

hat
mund,

teter
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Entwuff'
Die Konferenz der kcrntonolen Justiz-und Polizeidirektoren

vom 12. Und, t3. Oktober t934 in Sitten'

ernes

1. - Um die Vorschriften zur Gewährleistuns der Ver-
kehrssicherheit" namentlich diejenigen über die-Geschwin-
digkeit, das Ueberholen, das Verhal-ten anderen Strassenbe-
nützeYn gegenüber usw, sowie d,ie Vorschriften über die
petrlebqicherheit der Fahrzeu.ge (Bremsen usw.) strikte.
durchführen zu könnon, wird die Kontrolle des Strassenver-
kehrs bedeutend versahärft. Die Strassenpolilei, namentlich
die Verkehrspatrquillen auf Motorfahrzeugen, muss in aller
Kantonen verstärkt werden.

2. - Die l{onferenz bestellt eine l{ommission, die den
Erlass von Instruktionen über die einheitliche Durchführung
der Verkehrspolizei in. der g.an'zert Schweiz prüfen wird.

3. - Motorfahrzeugführer, die Verkehrsvorschriften in
verkehrsgefährdender Weise schwer verletzen, werden ohne
Rücksicht auf die für sie daraus entstehenden Nachteile
durch Entzug des tr'ührerausweises für läncere Zeit aus dem
Strassenverkehr ausgeschaltet.

4. - Den Gerichten wird empfohlen, den Kampf eiegen
die V,nrkehrsunfälle zu.unterstützen durch grösste Strenge
den fehlbaren Motorfahrzeugführern.und Radfahrern gegen-
über.

5. - Das eidgenössischo Justiz- und Polizeidepartement
wird ersucht, die Frage der Wiedereinführung von zahlen-
mässigen Höchsteeschwindigkeiten für alle Motorfahrzeugie
in dem Sinne zu prüfen, dass es dem Bundesrat deren Wie.
dereinführung empfiehlt wenn die unverzüglich von den
Kantgngn zu ergreifenden Massnahmen, ergänzt durch wir:k-
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same }fassnahmen d.e-r -Strassenverkehrsverbände, nicht den
gewünschten Eifolg: haben sollten.
_ D_as Departem.gnt wird ebenfalls ersucht zu prüfen, ob
der Stand der Technik nicht so weit forteeschritteir ist ilass
die Anbringung eines registrierenden Göschwindiekeitsmes-
sers auf allen Motorfahrzeugen oder auf bestimmten Kate-
gorien derselben obligatorisoh erklärt werden kanru

6. - Die gesetzlichen Vorschriften werden auch den an-
d ern Strassenb enützern gegenüb er strikte angervendet we,.rd en.

7. - D4s eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement
wird ersucht zu prüfen, welche Massnahmen zu-ergreifen
sind. um füg die Zukunft zuverlässigere Motorfahrzeugfüh-
rer heranzubilden.

M. Ie Consetrller d'Etat Bdsuin appuie chaleureusement
l'exposd de: M. le Dr Rothmund et les conclusions qu'il a for-
mul6es. La proposition de publier une r6soLution adoptde par
la Conf6rence est heureuse. La situation devient inqui6tante,

-le nombre des accidents'de Ia route va en se multip iant par
suite du manque de sentiment de so'Iidarit6 entre Ies usagers
do la route, La publication de oette rdsolution 6veillera I'at-
tention du public et incitera les autorit6s administratives et
judiciaj,res ä se montrer plus s6vöres dans l'application des
dispositions l6gales. Une petite r6serve cependant s'impose.
Il nous faut r6agir contre la tendance que nous avons ä vou-
loir nommer ä propos de tout des commissions sp6ciales; il
est pr6f6rable de charge,r Ie bureau de la Conf6rence de se
mettre en rapport avec le D6partement f6d6ral de jusfi.ce et
police et d'examiner d'entente avec cette auto,rit6 la situation
et les remödes propres ä l'am6liorer. L'orateur est d'avis que
les disposiiions l6gales aetuellement en vigueur sont suffi-
santes, ä conrdition qu'elles soient appliqru6es avec fermet6.
Trop souvent I'autoritd administrative h6site pour ordonner
le retrait du permis de conduire au chauffeur fautif ; elle ne
deyr'ait pas attendre I'intervention dri jugie. Il ne faut pas
se faire des illusions snr le r6sultat d'une r6glementation de
la vitesse. La motion Nietlispach doit ötre un avertissement,
mais iI semble pr6f6rable de faire ul essai avec ,les disposi-
tions actuellement en vig:ueur, ear daus Ia pratique Ie con-
tröle exact de la vitesse est difficile; souvent les or.ganes de
police ne possödent ni I'instruetion ni I'outil'lage suffisants.
En pr6sence'de la situation diffieile dans laquelle'se trouvent
la plupart des cantons, il n'est pas indiqu6 de leur imposer de
nouvelles ri6penses pour la poliee de la route, les d6penses ac-
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tuelles eonstituant le maximum poss.ible. Es1#rons que le tra-
vail consacr6 par la Conf6rence au problöme de la circulation
portera des fruits.

M. le Conseiller d'Etat Bovet propose d'ajouter ä la r6so-
lution une adjonction tendant ä la revision de la loi f6d6rale
dans le sens de la r6introduction de Ia plaque de contröle nu-
m6rotde pour les cycles. La suppression de ces plaques num6-
rot6es a dd 6tre consentie par le ldgislateur pour permettre
I'aceeptation de la loi au vote populaire. Mais aujourd'hui
les cyclistes se rendenrt comp,te que leur espoir de voir suppri-
m6e avec la plaque, la taxe de oirculation, a 6t6 tromp6 et ils
€omprennent que I'absence de la plaque de contröle comportp
des inconvdnients p. ex. en cas de vol d'usag:e. Le r6tablisse-
ment de la plaque nLumdrot6e faciliterait grandement la täche
des organcs de police et de justice en cas d'accidents.

Der Vorsitzende schlägt vor, vorerst die Zif.f.. L-Z des
Resolutionsentwurfs zu behandeln.

If. Reg.rat Dr. Vieli: Die Motion Nietlispaoh auf Wie-
dereinführung der Höchstgeschwindigkeiten und der nume-
rierten X'ahrradschilder kommt nicht von ung:efähr. Im Volk
herrscht g:rosse Unzufriedenheit über die Auswüchse im
Automobil.- und X'ahrradverkehr. H. Dr. Rothmund hat über-
zeugend dargelegt, wo'ri::r diese Misstände besteh en. Zweif.el-
los wird man bei Anwendung der vorgeschlagenen Mittel
einen Schritt weiter kommen- Die weitere Vermehrung der
Polizei dürfte jedoch im Kanton Graubünden mit Rücksicht
auf die finanzielle Tragweite nicht möglich sein- Nur die
Wiedereinführung der zahlenmässigen Höchstgeschwindig-
keiteu kann in Graubünden tum Ziel führen. Die Technik
schafft X'ahrzeuge mit ivnpsr grösserer Gesehwindigkeit. Die
daraus entstehenden vermehrten Gofahren wirken sich ganz
besonders in Gebirgsgegenden aus, wo die ZabI der Verkehrs-
polizeiorgane g:ering ist.

I[. Reg.rat Pfister erklärt, sei.n Referat zu Zif.f.2 b der
Tagesordnung beschränke sich darauf, für den X'alI der
Bevision des Bundesgesetzes über den Motorfahrzeug- und
Fahrradverkehr, und nur für diesen FaI'I, die Abänderung
der Bestimmung über die Haftpflichtversichemng der Rad-
fahrer in dem Sinne zu beantragen, dass sie bundesgesetzlich
für die ganze Schweiz obligatorisoh erklärt werde. Der ge-
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gepwärtige Zustand ist unbefriedigend. So hat ein grosser
Kanton die obligatorrische Versioherung: noch nicht. Die Rad.
fahrer dieses Kantons verkehren aber auch in andern Kan-
tonen, die d.ie oblig. Versicherung für ihre eigenen Radfah_
rer eingeführt haben. In der Expentenkommission für das
Bundesgesetz wurde der Antrag, d.ie Versicherung für die
ganze Schweiz einzuführe,n, aus rein abstimmuugsteähnischen
Gründen abgelehnt. fm Kanton Zürich beträgt d.ie Versiche-
rungsprämie pro Jahr n'r. 1.60. Diose Summe bildet für kei-
nen Radfahrer eine nennens.werte Belastung. Wenn aber ein
Haftpflichtfall eintritt, ist der Radfahrer sehr froh, versichert
zu sein. - Was die Geschwindigkeitsmesser für Motorfahr-
zeuge anbelangt, so sollten auch andere Systeme a1s das im
Referat vcn H. D,r. Rothmund erwähnte geprüft vrerden. .-
Eine zahlenmässige lföchstgeschwindigke,it sotlte nicht wie--der eingeführt werden. fn der Stadt Zürich könnte sie nicht
unter'40 km sein. IMenn in einerr Stadt eirre Geschwindigkeit

, auch von nur 30 km/St festgösetzt wäre, so würde der Auto-
mobilist daraus ableiten, allgemein mit dieser Geschwindig-
keit fahren zu dürfen. Das ist aber auf vielen Strassenstrek-
lren viel zu viel, denn u. U. soltte die Geschwindigkeit auf
10 oder 15 km/St herabgesetzt werden. Bei richtiger Durch-
führung ist der gesetzliche .Grundsatz, wonach der X'ührer
sein n'ahrzeug ständig beherrschen und die Geschwindigkeit
den gegebenen Strassen- und Verkehrsverhältnissen aoprs-
sen muss, viel zweckmässiger. Wichtig ist die persönlichkeit
des Führers. Gewisse X'ührer fahren rasch, aber doch sicher;
viele andere können das eben nicht. Dem Resolutionsentwurf
kann zugestimmt werden. Es wäre zu begrüssen, wenn über
die Dauer des Entzugs des Führerausweises je nach der
Verfehlung (vorschriftswidriges Vo,rfahren, Schneiden einer
Kurve, usw.) interkantonal gewisse Normen aufgestellt wer-
den könnten.

I[. Buudesrat Baumann verdankt die ihm vom.' Vorsit-
zenden göwidmeten freundlichen Begrüssungsworte. Er freut
sich, erstmals als Chef des eidg. Justiz- und polizeidepar-
tements an einer ordentlichen Sitzung der Konferenz tellzu-
nehrnen und erinnert daran, dass er der Konferenz viele
Jahre lang als Polize,idirektor angehö,rt hat In seinem Re-
ferat hat H. Dr. Rothmund im" Einverständnis mit dem
Sprechenden seinen persönlichen Standpunkt als Chef der
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Pplizeiabte,ilung und nicht als Vertreter des Departements
dargelegt. De,r Sprechende kann imr ;etzigen Zeltpunkt in
'dieser n'rage nicht Stellung nehmen. :Wir sind uns wohl alle
einig, dass etwas getan werden muss. Die Statistik sagt es
deutlich, r'ie auch Beobachtungen über das sihnelle TJmpo
y_ielqr Fahrzeuge. Es gibt zwei Lösungen: Einmal. die von
If. Dr. Rothmund vorgeschlagenen schärferen Kontrollen
und eine strenge Straf- und Entzugspraxis, anderseits clie
sofortige Wiedereinführung von llöchstgeschwindigkeiten im
Sinne der Motion Nietlispach. Die Thesen voü H. Dr. Roth-
mund lassen noch eine Sehonfrist offen. Zu bemerk.en ist,
dass der Bundesrat d,ie Höchstgeschwindigkeiten von sich
,aus einführen kann, während" die Abände,rring der Vorsöhrif-
ten über das Fahrradschild und die Radfahrerhaftpflichtver-
sicherung eine Revision des Gesetzes bedingt. Bevoi der Chef
des eidg. Justiz- und Polizeidepartements zu diesen X'ragen
Stellung r:immfi muss er die Begründung der Motion Niet
lispach im Parlament abwarten- Ueberdies muss er für die
Beantwortung der Motion die Ansichtsäusserung des Gesamt
bundesrates e,inholen. Der Sprechende wird aber mit gros-
F9m Intefesse von der Stellungnahme der Konferenz Keunt-
nis nehmen.

M. le Conseiller d'Etat Baup est d'avis que de nouvel-
les charges ne sauraient 6tre impos6es aux cantons pour la
police de la route. Ce qu'il faut, c'est obtenir une plus grande
s6v6rite de la part des tribunaux dans la rdpression .des
d6lits constat6s. Quant au retrait du permis de conduire par
l'autorit6 administrative sans enqu6te judiciaire pr6alable,
M. Baup ne le recommande pas. En tout cas, dit-il, la plus
grande prudonce s'impose dans I'application de cette mesure.
M. Baup d6clare eu'il ne se prononcera pas sur la rdsolution
qui ser:a vot6e par la Conf6rence, ne voulant pas empidter
sur les comp6tences du D6partement des travaux publics, au-
quel est rattachd, ,dans le canton de Vaud, le service de Ia
circutration. Personnellement, M. Baup croit que la limita-
tion de la vitesse serait pr6f6rable ä la situation actuelle. Il
est hors de doute que la limitation exercerait un effet. mqral
'consid6rable, du moins sur üne grande partie des conducteurs.

H. Reg.rat Keel stellt fest, dass die Automobilisten- und
Radfah'rerverbände im Kampf gegen UnfäIle versagt haben,
wenn sie auch theoretisch manches tun. Die Verbände wer-
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den oft für X'ührer vorstellig, g:egen die llassnahmen unbe-
dingt getroffen werden mtissen. W"oo es sich um fehlbare
ausländische Automobilisten handelt, so sind die lloteliers
allzu leicht bereit, unter Bezugnahme auf die, Noilage der
Ilotellerie vorstellig zu werden. Nötig ist es, dass der Straf-
richter seiue Praxis verschärfe. So hat der Regierungsrat des
Kantons Sl. Gallen das Justizdepartement beauftragt, dafür
zu sorgen, dass gegen Autovergehen schärfer vor:gegange!-
werde. Gevisse Vorschriften der Vollziehungsverordnung be-
dürfen der Abänderung', so z. B. der allgemeine Vortrrdtt von
rechts innero,rts. In Städten mag der Grund.satz richtig sein ;
in kleineren Ortschaften ist er es nicht De'r Radfahrer, der
aus einem kleinen Seitengässohen von rechts kommt, sollte
nicht den Vortritt vor ei:rem Automobil auf d.er eigenili-
chen Strasse haben.

M. le Dr Mareionelli suggöre de ddvelopper davantage
l'6dncation du pi6ton, de r6tablir la plaque de contröle num6-
rotrie pour les cycles et de prescrire un minimum d'äge pour
Ies cyclistes

II. Dr. zur ,Gilgen schliesst sich der Auffassung: des Refe-
renten an, dass die Beschränkung der Geschwindigkeiten
nicht zum Ziel führt. Bei Lastwag'en, wo sie zu Recht besteht,
hat sie versagt. Eine solche Vorschrift wird vom X'ührer
meist einfach nicht ernst genommen. 'Wenn die Grenze bei-
spielsweise auf 50 oder 60 km/St festgesetzt wird, und doch
immer X'ahräeuge zugelassen werden, die schneller fahren
können, so wird sie eben nicht eingehalten, wenn nicht gerade
ein Polizeiorgan da ist. Es muss auch ein Versagen der Ge-
richte festgestellt werden. Die Einw,irkung auf den Richter
wird aber schwer zu bewerkstelligen sein. Vom Entzug des
Führerausweises hat man viel zu viel erwartet für die Ein-
wirkung auf d,ie Verkehrssicherheit.

Der Vorsitzenile erklärt sich im allgemeinen mit dem
Referat einverstanden. Man därf aber doch nicht zu weit
gehen. Mit dem Entzug der Ausweise wird nicht alles er-
reicht. Der Entzug hat für den X'ührer eine sehr einsohnei-
dende Wirkung. Was das Fahrradschild anbelangt, so sollte
erwogen werden, ohne Gesetzesänderung ntm ZieI nt gelan-
gen, also eine kleine Nummer vorzusehen, die für den Rad-
fahrer die ominöse Numerierung: nach aussen im Sinne der
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früheren auf Distanz lesbaren Nummer auf dem schild ver-
hindert und doch bei Fahrraddiebstähten und bei Unfällen
gute Dienste lei.sten: kann.

H. Reg.nat Pfister spricht sich als Polizeidirektor für die
Veloschildnummer aus. Die Verbände wollen sie aber nach
wie vor nicht. Eine Enquöte be,i den zürcherischen polizei-
behörden hat ergeben, dass die Nummer bei Eruierung d.es
Besitzers von verlorenen X'ahrrädern und bei der ldentifika-
tion des Radfahrers,' der einen Unfall verursacht ha! gute
Dienste leisten kann. Die Stellungnahme von II. Dr. Alt-
wegg entfernt uns eher vom erstrebten Ziel, die fehlbaren
Radfah'rer zu erwischerr. Die angeregte kle'ine Nummer er
laubt wohi die Rückgabo gestohlener X'ahrräder, nicht aber
die Feststellung des fehlbarera Radfahrers bei e,inem Unfall.

I[. Beg.rat Amstalden weist darauf hin, dass der Kanton
Obwalden auf dem Veloschild eine auf der Rückseite ange-
brachte kleine Nummer eingeführt hat. Diese Massnahme
entspricht einer Notwendigkeit und hat sich sehr gut be-
währt. Die oblig. Radfahrer-Ilaftpflichtversicherung bedeu-
tet eine g:rosse Wohltat für den Radfahrer und fürr das Opfer
eines X'ahrradunfalls.

M. le Conseille,r d'Etat Bovet, se rapportant aux expli-
cations donndes pa,r M. Amstalden, d6olare que les cantons
romands, avant de d6cider de remplacer Ia plaque numt4ro-
I6e par: la banderolo portant le mill6sime, 6taient unanimes
ä reconnaitre la ndcessit6 d'un num6ro de contr61e. Mais les
d6marches qui furent tentdes auprös du D6partement f6d6-
ral do justice et police pour trouve,r un compromis, abouti-
rerrt ä une fin de non-reeevoir. L'autorit6 f6d6rale affirma
cat6goriquement que l'usage d'une plaque de contröIe numö-
rot6e, quelle qu'en füt la dimension, 6tait incompatible avec
le texte 16gal. L'orateur en conclut que Ie r,6tablissement de
la plaque de contröle ne peut 6tre obtenu que par Ia revision
de la loi.

II. Reg.rat Dr. Stampfli: Der Kanton Solothurn hat, wis
Obwalden, eine kleine Nummer auf der Rückseite des Schilds
eing:eführt. Aus diesem Vorgehen hat er aber nicht das Recht
hergeleitet, rein, po'lizeiliche Vorrteila nt ziehen. Durch Wei-
sung des Polizeidepartements ist den Polizeiorganen aus-
drücklich verboten worden, die Personalien von Radfahrern,
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die sich einö Uebertretung: des Bundesgesetzes oder der Voll-
ziehungsverordnung zu Schulden kommen lassen, etwa da-
durch zu erhalten, dass die KontrolLnummer auf der Rück-
seite des Schilds festgestellt wird. Die Kontrol.Inummer darf
nur dazu tiienen, Eigentümer von gestohlene,n und aufge-
fundenen X'ahrrädern ausfindig zu machon. Das Bundesge-
setz sagt, dass die Radfahrer von der n'ührung eines nume-
rierten Kontrollschilds < befreit > sind. Daraus kann doch
.wohl geschlossen werden, dass wenn ein Radfahrer nicht
befreit sein wili,ihm kein TJnreeht geschieht.Auf seinen aus-
drübklichen Wunsch kann er übrigens e'in Schild ohne Num-
mer erhalten. - Im Kanton Solothurn sind Massnahmen ge-
troffen worden, um die tödlichen Unfälle bei Schulkinderu
zu verhüten. Jeder SchüIer ist auf die gefährlichen'Stellen

-seines eigenen Schulweges aufmerksa gemaeht worden' Der
Sprochende ist .gerne bereit, auf Wunsch an Interessenten
oäh"ruo Aufschlüss hierüber zu geben.

H. Reg.rat Dr. Vieli : Nachdem verschiedene Kantone
aus einem Bedürfnis he,raus Velonummern wieder eingeführt
haben, dürfto der Schritt gewagt werden, das Gesetz zu än-
dern. Seit der Abschaffung des Schilds sind in Graubündeu
schlechte Erfahrungen gemacht worden. Die gestohlenen Rä-
der stauen sich auf den Polizeiposten. Die Versicherung: hat
nur dann einen Zweck, wenn der Schadensüifter bekannt ist.
Die bündnerischen Radfahrer sind für das Nummernschild.

II. Dr. Rothmunil zweifelt stark daran, dass die Auffas-
sung, clie versteckte kleine Nummer auf dem Fahrradschild
sei nicht bundesrechtswidrig, rechtlich haltbar ist. Es wä're
zweckmässiger, in aller Form die Wiedereinführung des

Nummernschilds zu verlangen. Wir seibst werden prüfen, wie
es sich statistisch mit den Velounfällen und insbesondere
mit sich flüchtenden Yelofahrern verhäIt. Di'e Ausführungen
zur llnfallverhütung ,richten sich ebensosehr an die Radfah-
rer wie an die Automobilisten. Was das Postulat auf Ver-
mehrung der Verkehrspolizei anbelangt, so ist insbesondere
I[. Staatsrat Baup gegenüber festzustellen, dass gerade der
Kanton Waadt in dieser Beziehung: schon sehr viel getan
hat. Die Vermehrun,g: der Verkehrspolizei bildet das Haupt-
postulat. Die polizeiliche Kontrolle muss den Verkehr mög-
lichst allgemein erfassen. Die finanziellen Mittel hiefür müs-
sen aufgebracht werden. Der Sprechende würde ganz g:erne
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auf die Bundeskasse verweisen, kann es aber nicht. Zur
F rage der llöchstgeschwiudigkeiten ist noch festzustellen,
dass nicht gesagt werden darf, die gesetzliche Vorschrift sei
nicht durchführbag. Sonst kämen wir wieder in das berüch-
tigte Konkordatsregime zurück. Bei der Gesetzesberatung ist
immer erklärt worden, dass nur durchführbare Vorschriften
aufgestellt werden. Wenn die Geschwindig:keitsvorschrift bis
jetzt versagt hat, dann wohl nur deshalb, weil nicht alles
getan wurde, was möglich wäre. Wir müssen also noch viel
mehr tun, um den gewünschten Zweck zu erreichen. Die An'-
schreckung durch einen wirksamen Entzug der Ausweise ist
nötig. Es eibt viele Nichterziehbare. Zu den Bedenken zr:-
Ziff. 7 des Resolutionsentwurfs ist zu sag'en, dass es sich hie'r
um zukünftige Massnahmen handelt, die eine Revision des
Gesetzes und der Vollziehungsverordn,ung bedingen, welche
Revision in Fühlungnahme mit den zuständigen kantonalen
Behörden in die Wege g:eleitet werden vrird. Die Konferenz
sollte der Zif.f .7 der Resolution unbedenklieh zustimmen kön-
nen. H. Dr. Marcionelli gegenüber ist darauf hinzuweisen,
dass es nach Art. 70, Abs. 3, der Vollziehungsverordnung
Kindern unter dem schulpflichtigen Alter urrtersagt ist, ver-
kehrsreiche Strassen mit dem Fahrrad zu befahren. Mehr
konnte praktisch nicht getan werden. Die Erziehung aller
Strassenbenützer ist in e,rster Linie Sache der Kantone, die
einander helfen und Erfahrungen austauschen sollten.

If. Reg.rat Bänziger : Das Postulat betreffend die Ver-
mehrung der Verkehrspolizei zür bessern Kontrolle des,
Strassenverkehrs erscheint leider wegen de,r zu hohen Kosten
undurchfiihrbar. Dagegen kann durch schärfere Strafen d'er
Gerichte wirksam g:egen die Strassenverkehrsunfäile ange-
kämpft werden. In Fällen von Verkehrsvergehen sollte der
bedingte Straferlass nicht erteilt werden. Diese Stellung-
nahme sollte den Geriohten in geeigneter Weise zur Kenntnis
gebracht werden.

H. Reg.rat Dr. Vieli: 'Wenn gesagt wird, eine Vorschrift
über eine zahlenmässige llöchstgeschwindigkeit sei nicht
durchführbar, so ist dies mindestens so sehr der Fall für den
in A,rt. 25 des Gesetzes niedergelegten Grundsatz. Die Poli-
zei wird der Handhabung d,ieser g:esetzlichen Vorschrift ein-
fash nicht Meister.
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H. Dr. Rothmund: H. Vieli ist zu entgegnen, dass eine
zahlenmässige Höchstgeschwindig:keit so hoch angesetzt wer-
den müsste, dass sie ganz sichor für fast al.Ie Bündnerstras-
sen viel zu hoch wäre. Im übrigen ist zu wiederrholen, dass
zuerst einmal die bestehenden Yorsehriftön wirklich durch-
geführt werden sollten bevor eine neue aufgestellt wird.
Wenn die vorgesetzton Behörden wirklish durchgreifen und
im Einzelfall ihre Polizeiorgane gebührend stützen, da,nn
fühien sich letztere gesohützt und erfüllen ihre nicht leichte
Aufgabe mit Freude.

Der Vorsitzende stellt fest, dass ein Antrag B6guin vor-
liegt, demzufolge in Zif.t. 2 des Resolutionsentwurfs nicht
von einer Kommission gesprochen werden soII, sondern vom
Bureau der Konferenz. Ferner ergibt s.ich aus der Beratung,
dass eine Zifi. I eingeschaltet werden soll, wonach, nachdem
-die Konferenz die Wiedereinführung des numerierten Kon-
trollschilds für X''ahrräder im Interesse der Verkehrssicher-
heit wie auoh der Radfahrer selbst als dri4g:end notwendig
bezeichnet, sie das eidg. Justiz- und Polizeidepartement er-
sucht, diese Frag:o beförderrlichst zu p'rüfen. Das Departe-
ment soII ebenfalls ersucht werden, die Einführung der oblig.
Radfahrer-Ilaftpflichtversicherung für die' gauze Schweiz zu
prüfen.

Die Konferenz beschliesst ohne Gegenstimmg mit eini-
gen Enthaltung:en, Zustimmung zu. dem von E[. Dr. Eoth-
mund vorgelegten Resoltutionsentwurf mit den vom Vor-
sitzenden erwähnten Abänderungen und Ergänzungen (siehe
den endgülti.gen Text am Schluss des Protoko'lls).

Schluss der Sitzung: 19.00 llhr.

Sitzung vom 13. Oktoher 1934

56once du 13 oclobre lgg4
3. Eiilg. Regelung des W'affenhand.els und Waffentragens

- R6glementation f6d6rale du eommerce et du port d'armes.

H. Beg.rat Pfister: Die Frage des Waffentragens untl
vor allem des Waffenhandels hat die zuständisen Behörden
immer wieder besohäftist. Nun haben sich vor nicht langer
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Zeit politische Organisationen entwickelt, die auf Gewalttä-
tigkeit hinarbeiten, die von ihren Mitgliedern im Aufnahme-
formular die militärische Einteilung verlangen und fragen,
was für Waffen sie besitzen- Solche Erscheinungen müssen
vormieden werden. Der Kanton Zrtrioh besitzt ein Verbot des
Waffentragens. Ausnahmen sind nur vorgesehen fü'r Leute,
die besonderen Gefahren ausgesetzt sind. Sie bedürfen einer
besonderen Bewilligung. Unzulässiges'Waffentragen liegt
auch dann vor, wenn die Waffen in einem. Motorfahrzeug
mitgeführt und nioht auf dem Körper getragen werden.
Besprechungen m,it den Waffenhändlern, um mit Bezug auf
die Regelung: und Kontrolle des Waffenhandels zu einer
Abmaehung zu kommen, führten nicht zum Ziel. Gerade iu
den letzten Jahren hat es eina ganze Reihe von Totschlägen
gegeben, bei denen die Leute im Affekt handelten. Es soilte
mindestens der Erwerb einer Waffe erschwert werden. fn
einem zürcherischen Verordnungsentwurf ist vorgesehen,
dass wer eine Waffe erwerben will, zue,rst einen Auslceis
der Gemeindebehörde über seine Person erwirken muss. Die
Details sind nicht wesentlich. Wichtig ist die Einschiebung
eines retardierenden Flements. Viele Affekttaten können so
vermieden werden. Die Waffenhändler wehren sich gegen
dieses Vorgehen. Eine Regelung auf eidg. Boden wäre einzig
zweckmässig. Ileute gibt es autom.atische Pistolen, die ei-
gentlich .l\Iaschinengewehre im Format von Tasehenfeuerwaf-
fen sind, wie dies gerade vor kurzem beim Mord des Königs
Alexander von Jugoslawien in Marseille in Erscheinung ge-
treten ist. Solche Waffen in den lländen verrückter oder
halbverrückter Leute stellen eine sehr grosse Gefahr für die
öffentl,iehe Sicherheit dar. Das eidg. Justiz- und Polizeidopar-
tement sollte ersucht werden zu p'rüfen, ob einschränkende
Vorschriften möglich sind über das Waffentragen, vor allem
aber auch über den Waffenhandel.

I[. Buntlesrat Baumann: Die Anregung Pfister ist nicht
neu. Anlässlich der Beratung des Entwunfs zum schweiz.
Strafgesetzbuch sind aus dem Kanton Zidrrich Eingaben in
dieser Sache gekommen. Nach Prüfung des Sachverhalts
wurde beschlossen, den Eingaben nicht X'olge zu geben, da
eine Polizeivorschrift bestehen muss, bevor eine Strafnorm
aufgestellt werden kann. Da Schritte für die Regelung des'Waffentragdns und des Waffenhandels nur aus dem Kanton
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Ztürieln erfolgt sind, kann nicht ohne weiteres beurteilt wer-
den, öb allgemein ein Bedürfnis nach einer eidg. Regelung
besteht. Doch werden wir die Angelegenhgit in Verfinaunö
mit den Kantonen prüfen:

H. Reg.rat Dr. Stampfli : Vor einiger Zeit haben, die so-
Iothurnischen Behörden von Waffenhändlern die Mitteiluns
örhalten, dass Waffen in Mengen, namenflich aber auch
Munition, gekauft würden. Solothurn hat sich hierauf mit
andern Kantonen in Verbindung gesetzt. Die Lage hat sich
nun schon gebessert. In letzter Zeit kommen auch infolge
geeigneter Dienstweisungen Störungen von öffentlicheu Ver-
sammlungen nicht mehr vor. Auch kann das Auftreten mit
Waffen nieht mehr festgeste'llt werden.

_ M. Ie Conseiller d'Etat Bovet fa,it observer qu,il y a lieu
de distinguer entre les armes destin6es ä porter atteinte
aux institutions 6tablies et celles pouvant servir ä porter
atteinte :i I'int6grit6 corpo'reile des individus. Or, les lois
p6nales ,6d:ict6es par la Conf6d6ration et les cantons suffisent
ä garantir la s6cririt6 de I'Etat. Quant aux mesures de police.
,elles ressortissent aux.. cantons. II n'est pas opportun de
soumettre en ce moment ao peuple une läi f6d6rale r6gle-
mentant le commerce et le port d'armes, car elle serait ooo6"
d'avance ä un 6chec certain.

M. le Conseiller d'Etat Baup pr'6conise Ia r6glementation
du commerce d'armes par les cantons. En revanche, il n,est
pas partisan do l'interdiction du port d'armes qui n'emp6che
pas les bandits de s'armer, tandis qu'elle met les braves gens,
respectueux de la loi, dans I'impossibilit6 de se d6fendre. Le
D6partement f6d6ral pourrait toutefois rendre un p.r',6cieux
service aux cantons en recueillant la documentation relative
ä la l6galit6 des mesures restreignant ce commerce. Ainsi,
les cantons ne s'exposeraient pas au risque de voir les me-
sures qu'ils prendraient, ötre d6clar6es contraires ä la Cons-
titution feddrale.

M. le Conseiller d'Etat Stauffer estime que la question
soulev6e m6r,ite d'6tre examin6e de prös en raison des cir-
corrstances exceptionnelles du temps pr6sent et en vue sur-
tout d'enrayer Ia criminalit6 qui devient toujou,rs plus in-
quiötante.
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M. le Dr Marcionelli appuie Ia proposition formde par-
M. Bovet. Il faut lai,sser aux cantons la libert,6 de l6gifdrer-
suivant leurs besoins et leur situation.

H. Reg.rat Dr. Vieli: Das Tragen von Waffen ist in
versshiedenen Kantonen geregelt. Graubünden hat ein Ge-
setz, wonaeh es den Kreisen und Gemeinden überlassen ist,
die vo'rgesehenen Massnahmen zu treffen, wenn ein Bedürf-
nis im Kreis oder der Gemeinde vorhanden ist. Viele Be-l
hörden haben von der ihnen zustehenden Befugnis Gebrauch
gemacht. Eine ähnliche Lösung wäre auch auf eidg. Boden
denkbar.

M. Ie Conrseiller d'Etat B6suin se rallie 6galement au vote.
6mis par M. Bovet, et iI s'accorrde ä reconnaitre avec M. Baup
I'utilite de la collaboration du D6partement f6d6ral de justice
et police.
' Der Yorsitzenile fragt die Konferenz an, ob sie sich da--
mit einverstanden erklären kann, dass das eidg. Justiz- und
Polizeidepartement ersucht wird; Erhebqngen über die Frage,
des Waffentragens und des Waffenhandels zu veranlassen
und deren Ergebnis den Kantonen zur Kenntnis zu bringen-.

Die Konferenz ist mit diesem Vorgehen einverstanden.

4. Zusehiebung Sehriftenloser auf internationalem Ge-.
biet - Refoulement des sans-papiers d'un pays ä I'alrtre.

I[. Reg.rat Keel häIt folgendes Referat:
I)ie freundnachbarliche Zusehiebung Schriften- und Staa--

tenloser auf internationalem Gebiet ist eine Angelegenheit,
die die Grenzkantone mehr berührt als die andern. Äber sie
ist meines Erachtens wichtig genug, um sich einmal ernst-
lich zu überlegen, ob es denn nicht möglich sei, diesem un-
haltlaren und für d,ie Polizeiorg:ane ünwürdigen Zustanü
abzuhelfen.

Die heutige Praxis kennen Sie. Taucht ein solcher schrif-
ten- und staatenloser Globetrotter irgendwo auf (meistens ist
qr schon aus der Schweiz ausgewiesen), wird er zuerst weg:en
Bannbruchs einige Tage eingösperrt und dann an die Greäze
gestellt. Do,rt übernimret ihn die Polizei nicht, da er als
sohriften- und staatenlos ebenso unerwünscht ist wie bei uns.. AIso vörsucht man-- und zwar mit Hilfe der Polizei -ihn irgendwo schwarz über die Grenze zu brinsen. Das ist
bekanntlich nicht schwer. aber ebenso leicht isf es für den
Betreffenden, an eine'r andern Stelle auf gleiche Art wieder
über die Grenze hereinzukommen; natürlich auch wieder
unter gütiger Mithilfe der Polizei des betreffenden Staates.
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_ _ $ber di.pser Zusta4d ist auch für die polizei ebenso un-haltbar und für-ein Orrgan, das ftii-Reöht-- eäs*, una-Orä-nung zu sorgen h4t, un*ürdig, ja geradezri beschamend.-Ich
verstehe es deshalb sehr gut, dass unsere Polizeimänner sehroft llemmungen_.haben, solche Aufträge schwaizei Äbic[G--bung in andere Staaten auszuführen.
_ IL*p wisse4 wir alle; dass diese Angelegenheit nicht von
der .Schweiz allein geregelt werden känn.-Eine srändtichä
Sa! j erung kanr! nur -duröh internätionate V-eieinbä-rüirtl--er-
:4elt werden. fch fragte mich deshalb, ob wir niönt aäs -eiaÄ.
Justiz- qnd Polizeidepartement ersuchen so,Ilten. 6eim gu;-
desral die Anregung' zu machen, eine solche internationäte
tiegelung apzqbahnen" Der Völkerbuud, der sich oft mit
weniger wichtigen DinEen und Aneelegenheiten beschäftiert.
wäre vielleicht die Instanz, die hier m-ithelfen könnte. Ofüj
nung' zu schaffen. Doch über Instanzen und Formulieruneen
möchte ich mich nicht auslassen. Für heute kanu es sich iui:darum handeln, die }IeinunE unserer Konferenz zor Geno-tro
zu b'ringen qnd den Bundesiat zu bitten, dafür Sorge zu tralgen, dass diese,m heutigen unwürdige,ü Zustarid äin nnae
gemacht ^werden ka_4n. Ic[ möo!!e wünschen, dass die heu-
tige Konferenz in diesem Sinne Beschluss fasst.

II. Dr. Rothmund : Es handelt sich hier um eine sehr
heikle Angelegemheriit, die uns fast täglich beschäftigt. Die
,erste Masse von Staatenlosen bildeten die russischen }.lücht-
linge nach der bolschewistischen Revolution. Der Völkerbund
hat sich unter der Leitunrg von Nansen mit diesem Problem
befasst. Es wurde der sog. Nansenpass, ein reines fdentitäts-
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Bapier, geschaffen. Der Nansenpass hat also nicht die W.ir-
kung eines vollgüItigen Auswerispapiers. Im internationalen
Verkehr gilt er nur, wenn er mit einem Rückreisevisum ver-
sehen ist. In Genf wurde ein Abkommen ausgearbeitet, wo-
nach die Ausweis,ung Staatenloser ausgeschlossen sein soll.
\['ir können erfurem solchen Abkommen wohl nicht beitreteu.
In der letzt"en Zeit t'at sich die Lage verschärft durch d.ie
Ausbürgerungspraxi,s in Deutschland, die als eine internatio-
nale Rücksichtslosigkeit angesehen werden muss. Der Völ-
kerbund hat erimen llochkommissär bestellt, der diese X'rage
prüft. Die Schweiz ist im Verwaltungsrat des llochkommis-
sariates durch den Sprechenden vertreten. IJnsere Grenze ist
für X'Iüchtlinge aus Deutschland offen, aber nicht für einen
dauernden Aufenthalt in der Schweiz. Anlässlich der ersten
Sitzung des erwähnten Verwaltungsrates j.l Lausanne hat
der Sprechende gegen die Schaffung ei"nes neuen Identitäts-
papiers gewisse Vorbehalte anbringen müssen. Ein solches
hätte doch nicht die Wirkung eines vollgüItigen Passes:
der abgelaufene deutsche Pass ist der sicherere Identitätsaus-
weis, denn er ist von der zuständigen Behörde ausgestellt
worden. Um die Ausreise von Flüchtlingen aus der Schweiz
zu ermöglich.en, haben wir uns dann aber doch entschlossen,
ein Identitätspapier zu sohaffen, das aber nicht ohne weite-
res ausgegeben werden soll wie der Nansenpass. Mit dem
Nansenpass sind nicht immer gute Erfahrungen gemacht
worden. Ehemalige Russen wurden oft nach den Ausstel-
lungsland zurückgeschickt, tro,tz Fehlens eines Rückreise-
visums und Ablaufs der Gültigkeit des Papiers. Bei dieser
Gelegenheit ist aüf die plötzlich wieder akut gewordene X'ra-
g:e des Gr'enzschutzes hinzuweisen. An der No'rdgrenze ist der
Schutz verstärkt worden, nicht aber an der 'Westgrenze. Es
ist zu erwarten, dass das Attentat von Marseille X'rankreich

" veranlassen wird, eine grosse Menge von unerwünschten Aus-
ländern abzuschieben. Ilüten vrir uirs davor, diese Elemento
zu übernehmen. Wir appell.ieren an die Kantone an der frän-
zösischen Grenze, ihre Polizei an der Grenze zu verstärken.
Dey ZolI kann nricht a,lles tun. Er ist dursh seine eigenUichen
Aufgaben gerade in. der heutigen Zeit schon sehr stark in
Auspruch genommen.

I[. Bundesrat Baumann: Das eidg. Justiz- und Polizeide-
partement ist gerne bereit, die Frage der Zuschiebung Schrif-
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tenloser zu prüfen. Die Bundesbehörden wolle,n alles tun,
. was in ihrer Macht steht, um die Sicherheit des Landes zu

gewährleisten.
Gemäss Vorrschlag des Vorsitzended beschliesst die Kon-

ferenz, die Frage der Zuschiebung Schriftenloser von Land
zu Land dem eridg. Justiz- und Polizeidepartement zum Stu-
dium zu übertragen. Dabei geht die Auffassung der Kon-
ferenz dahin, die Schaffung neuer Schriften- und Staatenlo-
ser sollte, wie das seitens der Schweiz geschieht, mit Rück-
sicht auf die verrhängnüsvollen Folgen nicht nur für die be-
troffenen Pe,rsonen, sondern auch für die andern Länder,
auch von andern Staaten vermieden werden.

5. Sehrvindelhafte Wohltätiskeit in F,orm von hausier-
mässigem Warenverkauf und Mitgliederwerbung - Colpor-
tage de marchandises et reerutement de membres soo. fao*
prdtexte de charit6.

H. Reg.rat Keel hält folsendes Referat:

pit der Bezahlung des Jahresbeitrags der Zweck erreicht undi4 de_n wenigste4 Fällen kümmert sich der meistens nur auf
dem Papi_er _existierende Verein nachher um die so geworbe-
nen Mitgl,ieder, höchstens dass man versucht. das Toleende
Jahr- wiedgr einen Jahresbeitrag einzuziehen. üebe'r die"Ver-
wendung der so g:esammelten Gelder wird selten Rechnrrno
ab_gelegt und wo es geschieht, mit allen möglichen Ver--
Schleierungcn.
___ So-v'ei-t es sich um den hausiermässigen Vertrieb eine,r
War-e handelt, bei_ der irge4d eine WohllätiÄteiT väilun-a-en
werden will. möchte ich Ihnen folgende Richtlinien vor-
schlagen :

1. [ür jeden Vetks,uf muss eine Bewilligung der zustän-
d,igen kantonalen Amtsstelle vorliegen.

2. Der Verkauf darf nur Organisationen bewilligt wer-
den, die volle Gewähr bieten. dass der weitaui über-
wiegende Teil der Bruttoeinnahmen (mindestens 750/ol
tatsächlich für wohltätige oder geme,irenützise Zwecke
verwendet wird und die verantwortlichen Personen
ausschliesslich ehrenamUich tätie sind.

3. Ueber die solcher Verkaufs
abzulegen

veranstal-
und den

umen, den gan-

4. Vu gleicher Zeit soII für das Kantonsgebiet nur einer
Institution die Bewilligung erteilt werden.

5. Sollte det Verkauf zu irÄendwelchen Klagen Aulass
geben, so kann die Bewilligung ohne weiteres und ohne
jeden_ Entschädigurlgsanspruch von der Ausgabestelle
zurückgezogen werden,

6. Im übrigen finden die Bestimmunsen der kantonalen
I{ausiergesetzo auf obige Warenverkäufe sinngemäss
Anwendung.

Auf diese Weise könnten win etwas mehr Ordnung: und,
was notwendic ist, eine vermehrte Kontrolle in die Sache
hineinbringen.

Was aber die Mitgliederwerbung betrifft, ist es schwer,
a,nhand derr heutigen Gesetzgebung solche zu verbieten. Wir
haben es im Kanton St. Gallen mit öffentlichen 'Warmrngen
versucht, aber damit doch nicht verhüten können, dass rede-
gewandtä Werberinnen unter dem mehr oder weniger deut-
lich gemachten Vorwand einer Hilfe für Inval[de Mitglieder
worben, d. h. Jahresbeiträge einziehen konnten. Wir konnten
diese Fehlbaren nur deshalb dem Gericht überweisen, weil
dio Staatsanwaltschaft in der Lage war, ihnen naahzuweisen,
dass sie mit bewusst falscher Jahreisrechnung die Leute ge-
täuscht und sich damit eines Betrugs schuldig gemacht
hatten.-- Ich weiss, dass die verfassungsrechtlichen Bestimmungen
das Vereinsrecht schützen und irch wäre der Letzte, der dieses
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Recht te. Hier aber hand"elt es sich dooh offen-bar ernen dieses Rechts. Artikel 56 der Bun-
lautet :

< Die sürafrechtlichen und zi-
selbstverständlich auchvilreoh

Der Vorsitzende vediest ein Schreiben der Schweiz. Ge-
meinnützigen Gesellschaft vom 9. Oktober 1934 an ihn, wo-
naoh die l{onferenz ersucht wird, zur Frage der Ergreifung
gesetzliche,r Massnahmen zur Bekämpfung des Missbrauchs
privater Wohltätigkeit nicht endgül,tig Ste lung zu nehmen,
ohno zuvor die Auffassung der Schweriz. Landeskonferenz für
soziale Arbeit angehört zu haben. Die Schweiz. Gemeinnützi-
ge Gesellschaft hofft bis zur nächsten Konferenz brauchbarre
Richtlinien für den Erlass von Vorschriften auf diesem Ge-
biet der Wohlfahrtspflege unterbrsiten zu könnenr.

H. Dr. Rothmunil: Gemäss Mitteilung von I[. alt Bun-
desrat lläberlin, dem Präsidenten des Stiftungsrates < Pro
Juventute>, soll diese Frage dort nächstens behandelt werden.
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I[. Reg.rat Dr. Im Hof ist der Meinung, die Konferenz
solle geeignete Vorschläge entgegennehmen, heute also noch
keinen Entscheid treffen.

H. Reg.rat Keel stellt fest, er wünsche heute gar keinen
Entscheid. Der Zweek seiner Anregung sei durch die geplan-
te Fühlungnahme erfüllt.

M. le Conseiller d'Etat Böguiri relöve avec 6tonnement
que M. KeeI voudrait que cette matiöre füt r6gl6e, par
une loi fdddrale. II y a lieu de prendre acte de,cet dchange
de vues, mais iI ne saurait 0tre question de demander que
la Confdd6ration l6giföre dans ce domaine. Qu'adviendra.
t-il, se demando 1\{. Bdguinr, de I'autonomie des cantons, si
les Direeteurs cantonaux de police proposent ä chacune de
leurs conf6rences d'6laborer des lois f6d6rales qui restrei-
gnent l'auto[omie et ]a souverainet6 des cantons !

H. Reg.rat Dr. Vieli regt an, H. Keet möchte sein Referrat
der Schweiz. Gemeinnützigen Gesellschaft zur Verfügung
stellen.

H. Dr. zur Gilgen äussert sich zu diesor X'rage in seiner
Eigenschaft als Chef des Handelspolizeiamtes de6 Kantons
Luzern. Schwindeleien sind leicht mögiieh, z. T. infolge der
allzu grossen Vertrauensseligkeit gewissen philantroprischer
Kreise. Der Sprechende führt dies an Hand von Beispielen
aus seiner Praxis näher aus. Die Kantone sollten sich auf
diesem Gebiete g:egenseitig verständigen. Es handelt sich
nicht um. eine Bundessache. Wenn man an die Kommisera-
tion appelliert, so kann man sich wohl nicht auf die llan-
dels- und Gewerbefreiheit stützen.

I[. Reg.rat I)r. I]ürrenrnatt unterstützt das Votum B6-
guin. Dio Materie fä]lt in die ausschliessliche Zuständigkeit
der Kantone. Es wäre unzweckmässig, in dieser Sache auf
eidgenössischem Boden legiferieren zu wollen. Ad.derseits
sollte die freiwillige l-iiebestätigkeit nicht g:anz durch be-
hördliche Massnahmen geregelt werden.

H. Reg*'at Keel: Eine eidg. Reg:elung: wäre insofern
besser, als bei Massnahmen eines einzelnen Kantons nicht
richtig durchgegriffen werden kann. Es wird zwe,okmässig
sein, die Sache in Verbindung mit der Schweiz. Gemeinnützi-
gen Gesellschaf.t zu prüfen.



Der Vorsitzende schlägt vor, die Konferenz möchte das
.Bureau beauftragen, die Frage der schwindelhaften Wohl-
tätigkeit in Verbindung mit der Schweiz. Gemeinnützigen
.Gesellschaft zu prüfen' Die Konferenz beschliesst in diesem Sinne.

6. Flüchtlingspolizei untl Uniformverbot - Contröle des
r6fugi6s et interdiotion du port tle I'uniforme.

It. Dr. Balsiger, juristischer Beamter der Bund.esan-
waltschaft, hält folgendes Referat :

L
In \-r:rtretrurg von H. Bundesanwalt Lqtämpfli beehrc ich

nrich, fhnen folgende kurze Renter:kungen üher tr'lüchtlings-
polizei und Ilniformverbot aus der Praxis der Bundesanwalt-
:schaft und des eidei. Justiz- und Polizeidepartements vorzu-
tragen: \

An der letztjährigen Polizeidirektorenkonferenz umriss
II. Bundesanwalt Stämpfli in seinem Referat die Aufgaben
der X''lüchtlingspolizei und bemenkte insbesondere in Bentg
auf die Kommunisten, dass eine intensivero Ueberwachung
notwe,ndig sei. In dem seither abgelaufenen Zeitraum sinrl
namentlich in Zürich - aber auch in andern Kantonen -scharfe Kontrollen verdächtiger Emigranten durchgefüh'rt
worden. Das Ergebnis der Untersuchungen hat die schou letz-
tes Jahr geäusserte Ansicht, wonach tlie Asylwürd,iekeit der
I(ommunisten übe'rhaupt in X'rage gestellt sei, vollauf bestä-
tigt. Ich möchte Ihnen hiefür eini-se Beispiele nennen : So
wurden X'Iüchtlinge festgestell,t, die unter falschem Namen als
Mitglieder in die kommunistische Partei eingetreten waren.
Im Kanton Schaffhause,n mussten Flüchtlinee weggewiesen
werden, weil sie sich am Schmuggel illegaler subversiver
Druckschriften nach Deutschland beteiligten. Es konnte bis
jetzt leiden nicht ermittelt werden, von wb aus und von wem
dieser Schmuggel in der Schweiz organisiert wird. Weiter
verdient hervorgehoben zu worden, dass sich viele Emigran-
ten, namentlich Kommunisten, nicht als politische Flüchtliuge
anmelden, obwohl sie als solche in Frage kämen. Sie sind ent-
weder zu bloss vorübe'rgehendem Aufenthalt, zur Pflege ihrer
Gesundheit oder zu Studienzwecken fremdenpolizeilioh gemel-
det ocler übe,rhaupt nicht gemeldet. Im ]etzteren Falle treiben
sie unter Decknamen unstet von eirren. Unterschlupf zum an-
dern, unterstützt von der lioten Hilfe und von Parteigenossen,
und wirken intensiv an der,illegalen Parteiarbeit im interna-
tionalen Rahmen mit. Der Bundesrat hat vorr einigen Monaten
einige Ausländer ausgewiesen, die nach dem _Umsturz in
Deu1schland ihre politische Tätigkeit nach der Schweiz ver-
legten, ohne sich hier als politische Flüchtlinge zu melden,
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un_d die unter Decknamen und nach allen Regeln der illegalen
Arbeit in raffinierter Weise dem ,inte'rnationalen Komäuni-
stischen fnformationsdionst eine zentrale Sammelstelle schu-
fen. Wir haben ferner festgestellt, dass auch österreichische
ETigranten - gemeldete -und ni'cht gemeldete - von der
Schweiz au_s gegen die österreichische-Regierung tätie sind.
Die Tatsache, dass die in der Parteiarbe-it stefenden- Emi-
granten ihr Verhalten durchwegs naoh den Regeln der Illega-ljtät liclten, erschwert die pol-izeiliche lJeberwachung ihler
Tätigkeit, namentlich da vielfach Schweizer vorgeschoben
sind, ganz erhebiich. Hier iqt längere intensive und gleioh-
zeitig äusserst vorsichtige Beobachtung notwendig bis das.
Netz einigermassen übe'rblickt und mit Haussuc[ung und
Verhaftung eingeschritten werden kann. Es bedarf woül kei-
nes besonderen Hinweises, dass in solchen X'äIlen rücksichts-
los durcl?gegriffen werden muss. Wegen Missachtung der
ihnen auferlegten Bedingungen, d. h. wegen politischer-Betä-
tigung sind seit der letztjährigen Berichterstattung 12 politi-
sche X'Iücht-linge aus der Schweiz wegge,wiesen retp. ausge-
wiesen worden.

Der schwarzen Emigration muss also fortgesetzt grösste
Aufmerksamkeit geschenkt werden sowohl an der Grenze als
auch im Innern des Landes. TJnte'r diesen Emigranten tau-
chen immer wieder Leute auf, die bereits längere Zeit in ei-
nem andern Zufiuchtsland lebten. W'ir können den beliebigen
Wechsel der Zufluchtsländer im allgemeinen - nicht nur bei
der schwarzen Emigration - nicht zulassen. Auch die Ab-
schiebung von tr'lüchtlingen von einem Kanton zum andern
sollto unte,rbleiben; Ansammlungen in einem Kanton können
verm,ieden werden. Hierüber haben sich in erster Linie die
kantonalen Polizeidirektionen zu verständigen.' Alien Flüchtlingen gemeinsam ist das Misstrauen gegen-
über Spitzeln in den eigenen Reihen. Verschiedene Fälle
haben gezeigt, dass tatsächlich Spitzel am Werk sind, doch
sind die Behauptungen der Linkspresse betr. Ueberschwem-
mung del Schweiz mit Spitzeln stark übertrieben. Ich erwäh-
ne namentlich zwei FäIIe: den FalI Schlenker, wo es sich
um einen anfänglich als politischer Flüchtling anerkaunten
Kommunisten handelt, der nach seiner 'Wegweisung aus der
Schweiz angeblich in ein Konzentrationslag:er kam und von
dort entlassen mit Spitzelaufträgen wieder in die Schweiz ge-
schickt wurde; err hatte die Kommunisten und namentl'ich
ihren Druckschriftenschmuggel zu beobaehten und gewisse
Funktionäre der K. P. den deutschen Behörden in die Hände
zu spielen, was ihm auch in einem FalI gelang. Sehlenker
konnte auf Schweizergebiet verhaftet werden ; er wurde in
Anwendung von Art. 70 BV aus derr Schweiz ausgewiesen.
Das verwoifene Staatsschutzscsetz hätte die Möglichkeit ge-
geben, über solche Elemente öine empfindliche Strafe zu ver-
hängen. - Der andere Fall betrifft die sonderbare Entfüh-
rung des Flüchtlings Sprenger. Ob Spneneer freiwillig nach
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Deutschland zurückkehrte oder hiezu überlistot wurde, konn-
te nicht ei:qwandfrei festgeqtellt werden. Gegen de,n lintfüh-
rer, dessen-ldentität inzwischen festgestellt wurde, haben wir
einen _Steckbrrief erlassen. - Das Erkennen der'Sp.itzel ist
b_esonde_rs sehwierig, da sie sich ja getarnt unter dei. Flücht-
li4gen bewegen. Denunziationen, die sich meistens als fal-
sche Verdächtigungen herausstellen. erschweren die Nachfor-
schungen. Nach diesen sefährlichen Elementen ist m,it aller
Schärfe zu fahnden und nötigenfal'ls sind Verdächtige einer
Ilausdurchsuchung zu unterziChen.

Eiqe neue Lage erg:ab sich für uns aus dem Erlass des
deutsche! Amnestlegesetzes vom 7. August 1934. Nach den
hauptsächlichsten BestimmunEen dieses-Gesetzes werden er-
lassen: Geldstrafen bis 1000 Mk und X'reiheitsstrafen bis zu
6 Monaten, ferner o[ne Rücksicht auf die Höhe der ver*irk-
ten Strafe Verurteilungten wegen Beleid,igungen des tr'üh-
lers und Reichskanzlers, wegen Verfehlungen -in Wort oder
Schrift-gegen das WohI'odei Ansehen des 

"Reiches, die nicht
aus volls- uld staatsfeindlic.her Gesinnung entsprungen sind,-w€gen Beleidigungen und Körperverletzungen im politischen
Meinungsstreit. Ausgeschlossen von der Straffreiheit sind
Ilochverrat,. I:andesverrat und Verrat militärischer Geheim-
nisse, Verbrechen gegen das Leben, schwerer Raub, Spreng-
stoffverbrechen, Ilandlungen, bei denen die Art der Aüsfüh-
tung oder die Beweggründe eine gemeine Gesinnung des Tä-
terys erkennen lassen. Ueber die Einstellung anhängig:er Ver-
fahren entscheidet auf Antrag der Beteiliglen das-Giricht.

Auch die italienisehe Regierung hat unterm 25. Septem-
ber dieses Jahres eine Amnestie ellassen, die auf Grund der
Besti$mungen über die strafbare heimliche Ausreise gewis-
sen italienischen Flüchtlingen in der Schweiz zugute kom-
men kann.' Gestützt auf diese Erlasse haben wir nunr von FaIl zu
FaIl zu prüfen, ob die Rückkehr eines Flüchtlings in seine
Ileimat möglich ist. Wir werden bei dieser Prüfung: sehr
vorsichtig vorgehen müssen, um einerseits nicht den Flücht-
ling einem doch noch sehr ungewissen Los auszuliefern; an-
derseits riskieren wir, dass geiade die turbulenten und auch
uns unerwünschten Elemente in unserem Lande zurückblei-
ben, wenn die Amnestie nicht wirklich grossmütig gehand-
habt wird. Die Xlrfahrung wird zeigen, wie wir uns weiter
zu verhalten haben. Jedenfalls haben wir auf Grund dieser
neuen Lag:e einen strengeren Masstab au die Behandlung neu
gemeldeter politischer X'lüehtlinge - die übrigens nur noch
sehr spärlich eintreffen - angelegt.

'W,ir müssen damit re,chnen, dass ein gewisser P'rozentqatz
der Emigranten fü'r dauernd im Lande zurückbleibt und in
den Volkskörlrer hineinwächst. Wir haben daher ein hohes
Interesse darän, schon heute dafür zu sorgen, dass uns nicht
die schlechtesten Elomente bleiben. Diese Gedanken sind
u. a. auch bei der PrüfunE der X'rage betr. die Zulassuug der
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II.
Zum Uniformverbot habe ich folgendes zu bemerken:
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I

hende.Uniformverloot 4qehr oder weniger raffiniert umsan-sen wird. Ich möchJe_Ih4en daher üie-Auf];;;;;ää*;"Effi_
g.es_anwaltschaf tund.desDepailää""d,üü;;i;isZiläsääf"
X'älle'der letzten Zeit bekafnt g"bän. --

.4lr_Fic.htlinien stellte das Kreissehreiben des eide. Justiz-u.nd Polizef epartemente"s ;om ze. 
-Aus-;;i lgstH'äi;.ä; ü';zrenung aul : Unter d.as^U_niformverbot fallen: Blusen (IIem_

ocn) vori einheittich e? Schni,tt una- einnäüii"h;"- X"äü"]-Kä_watten _von einheitli.claem- Sehnitt und 
"i"-[äitüänä, 

F;;ü'i;
v-e rb in dun g nli t IJn.i f ormu tui"-n- eäs tättet-s iria .-E i"näifricnäll'rawatten sofern sie*nicht in verbindung mit llnifo,rmblu-
s e n ge tr agen. w erden._f q .nä.h er er Äusle gunÄ d-i eser Rilülli;ienhat daq Justiz- und polizeidepartemen-t a;1 Käi"";-eäf^I;einert Dielstbefehl vor_n 23. Äuguit iß+ auseefü[ä, "süäfächemlses de couleurs diverses ne sauraient-etre consid6r6escomnle des uniformes ou costumes potitiques :- 

"-;iü;:;;;_ges, brunes - _qge dans ta mesuh äü-öiiö.u"riäi,t^ä"irläs
d-un tnslgne ,polili.que et port6es. par plusieurs personnes mar_cnant groupees. ll _en_est de m6me pour toutes les sortes de.
corrr.ures- +e.poIJ de la casquette-seule, d'un modöle sembla_
Dre a celut de l'ancien costume des gardes communistes _
sanp insisne -- peut 6tre toldrd (par,änalöeiö-ärr 6eräi-6as_que) _sous condition q-q_'aucune autre partie-d,uniforme n'estport6e et qu'il s'agi"t d'hommes isol6s.;

Wir können uts mit -dieser Auslegung im allgemeineneinverstanden erklären, behalten uns abä ":oi a"i-alö*-F-r*ge zurückzuk-ommen, namentlich hinsichilich'aä fbmmuni-
qtenmütze.. falls diese Tolerierung missbraucht we;raen solttä.lJie von einem Ejnzelnen getragene Hemdenbluse beanstan-den wir erst, _wenn es ein äur f"äi 'öine- ueüimmiö nöiiTi.-äüäUrganisation hergestelles Kleidungsstück ist und ddher diese
kennzeichnet äuch wenn bein Parteiabzeichen dazu getragen
wird., In_diesem Sinne haben wi.r eine AnfraEe einei Sd;a;-
anwaltschaft beantwortet und ausgeführt, da-ss die ee-*-ö[n-
[chqn blauen Sporthemden an unil für sich nicnt ufiter-aai
Uniformverbot fallen ; sind sie dagegen mit Krawatten von
eiqheitlichem Schnitt und einheitllch-er Farbe oaer mit e[-zeic\en einer politischen Orsanisation in Verbinduü ;ä-
bracht, o_der von besonderem einheiUichem Schnitt, si si-na
sie 4!s Uniform anzusehen; jedenfalls muss die nejtteiaune
de,n, Trä ger al s II_it gtiqd einbr pöti[i söfen öigu,rri rition- t 

"ä1zeichnen. Auch das Tragen einer lJnj,formbTluse un6rlGm
Zivilrock ist verboten. In-Bezug auf das weisse ffema veriiat
das Departemerlt letztes Jahr äie Ansicht, es sollte das Uni-
for-mverb_o_t nlch! Anwendung finden, wbnn Saalordnei in,
rreissem Hemd _ohne-Rock_und Weste 

-buftreten. 
Schliesslich,

.so heisst es in dem. Schreiben, ist eben das weisse llened ein
normales Kleidungsstück ; auch eine schwaize Krarratte da-
zu kann nicht wohl beanstandet werden. Wir sind uns ja be-
wusst, dass vielleieht bei AnordnunE dieses Kostüms für die
Ordnör der Gedanke mitspielte, mair wolle damit probieren.'. --
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Die Geltung des Uniformverbotes für politische Jucrend-orgalisationen ist von der Nationalen Front beanständei
lvorden. Der wegen llebertretunq des UniformvL"üi;;--;;-
[üsst_e Landesführer der Nationalen Front ste]lt sich auf dlen
Standpunkt" dass die Nationale Jusänd keinäiöiiti.äirä ör:ganisation se,i, sondern eine selbstänCiee juristlische person.
die.nur in einem gewissen persönlicheä Kontakt zur Xätiäj
nalen Front stehe. Er meint, auch die Pfadfinder müssten ,

sonst unter das Verbot fallen; Diose Argumentation ,Iässt
sich mit den AusführunEen des da.mali"eeä e[efs dÄ ;.iä;-
Justiz- und Polizeidepartimentes über die Sozialistisäne .fü-
g-end _und die Roten Falken - wenigstens in grundsätzlicher
Beziehung - widerlegen, wie es duch die Polizeidirektion
Sohaffhausen in ihrer Bussenverfüqunq qegen die Natio-
nale Frout getan hat. Die betreffendi STelie des an den

sei; aber können
allen
-Es
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wollte. Wir sind aber der Ueberzeugung, dass drie verständi-
gen Ireiter Ihrer Partei, die ja das l]niformverbot als be,rech-
tigt und nützlich anerkennen und soEar des,sen Aufnahme in
giu Gesetz haben postulieren lassen, uns an ihrem Orte be-
hitflich sein werden zur _unzweideutigen l)urehsetzung und
damit zu,r ErfüIlung des Zweckes. >

Wir glauben an dieser l]nterscheidung trotz den von
einer städt. Amtstelle kürzlich geäusserten Bedenken fest-
halten zu können.

In diesem Zusammenhang: sei noch erwähnt, dass Aus-
ländern gegenüber das Uniförmverbot ohne Rücksicht auf
das Alter zur Anwendung kommt Als Ausnahme haben wir
den Kindern der Ausland-Italiener. die Eesammelt und unter
Leitung n.qch Italien in die Feribn'fuhren, gestattet, auf der
Reise die Bal'illa-Uniform zu tragen.

Aus diesgn kasuistischen Ausführungen ersehen Sd-e, dass
es unmöglich ist, eine definitive Verbotstafel aufzustellen
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Der Vorsitzend.e verdankt H. Dr. Balsiger sein vorzüg-
liches Referat. Die Polizeidirektoren nehmen von den in-
teressanten Ausführungen, die ihnen für die praxis sehr
nützlich sein werden, Notiz. Es ist zu wünschen, dass das
Protokoll, das das Referat enthalten wird, möglichst bald
erseheint.

H. Reg.rat Pfister: Was den im Referat erwähnten Fall
Sprenger anbelang! so hat der Sprechende die lleberzeu-
gung, dass der Mann,entführt worden ist; wie ihm zur Kennt-
nis gekommen ist, soll der Entführer, als e in DeutSchland
eine Belohnung verla"ngte, iin eine Irrenanstalt gesteckt wor.-
den sein. Die sozialdemokratischen Flüchtlinge aus Deutsch-
land sind w.ohl alle angeme,ldet. And.ers verhält es sich aber
bei den Kommunisten, die sich z. T. schwarz in unserem
Lande aufhalten. Zu erwähnen ist, dass ausländ.ische Korh-
munistinnen in der Schweiz oder im Ausland Schweizerbür-
g:er heiraten, um bei uns festen X.uss fassen zu können. Die
Zah', der politischen Flüchtling:e ist nach unseren Feststel-
lungen zurückgegangen. Die sozialdemokratische partei hat
an den Bund ein Unterstützungsgesuch für politische X'lücht-
linge gerichtet. Wir schätzen unser Asylrecht als etwas
Ilohes. Wenn es ausgeübt werden soll, so muqs aber der
X'lüchtling materiell existieren könnsa. Man muss ihm die
Möglichkeit der Arbeitsannahme gestatten. Dies dürfte umso
eher geschehen, als die Zahl der in Frage kommenden per-
sonen über Elrwarten klein geblieben ist.

II. Dr. Rothmund: Die Einführung der X'Iüchtlinge in
den Arbeitsprozess muss versueht werden. Sie haben abe,r
keinen Anspruch, i.n einem bestimmten Beruf tätig zu sein.
Wir werden in Verbindung mif dem Bundesamt für Ind.u-
strie, Gewerbe und Arbeit prüfen, in welchen Bemfen sie
untergebracht werden könnten. Unter kerinen Umständen dür-
fen sie a,rbeitslosen Schweizern vor die Nase gesetzt werden.
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-Auch die Landkantone sollten mitwirken. Wegen mangelnder
Toleranzkaution sollten Abschübe nicht vorkommen. Die Ei-n-
-gabe der sozialdemokratischen,Partei betreffend Unterbtüt.
zung'der Flüchtlinge liegt a Zt. beim Spreehenden. Sie iit
noeh nieht erledigt. Dor Sachverhalt ist nicht der gleiche wie
bei der.Russenunterstützung. Die Kantone hatten den Rus-

,,sen gestützt auf de:a Niederlassungsvertrag mit dem russi-
schen Ka'i,serreieh den Aufentha-lt bewilligt. Deshalb hat der

,Bund näoh dem Dahinfalien dieses Vertiags die Unterstät-'
"zung-der Russen übernommen. Anderseits standen die X'inan-
zen d.azumal besser. Wir hoffen, von der in Art. 21 dee BG
über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer vorgese-
.henen Zwangstoleranz nie Gebrauch machen zu müssen. In
asylwürdigen Fällen sollen'es die Kantone ihre,r Asyltradi-'tion gemäss auf sich nehmen, Toleranz äu gewähren 'Die
Polizei ist Sache der Kantone, wie dies II. Staatsrat Bovet
noch heute festgestellt hat. Dies soll aber aueh dann gelten,
wenn den Kantonen gewisse Kosten daraus entstehen.

7. Einbürserung ausserhalb des Wohnsitzes - Naturali.
' 
eritiorr hors du lieu de domicile.

H. Reg.rat Pfister: Der Kanton Zürrieh' hät viele Neu-
bürger, was mit Rücksicht auf die Stadt Zürich ohne weite-
res erklhrlich ist. fn den letzten 10 Jahreu haben die Einbür-

- gbrungera noeh zugenornrnen und zwarr mehr aus den äusse-
ren VerhäItnissen heraus. Gewisse Ausländer' befürchteten
ihre Absohiebung weg:en der Arbeiitslosigke,iä Das neue Regi-
me in Deutsehland bewirkto einen stärkern Zudrang Deut-

r scher, die nieht mehr nach Deutschland zurück wolien, zrir
Einbürgorung. Das Maximum der Einbürgerunge,n wurde
aber im Jahre 1932 erreicht. Naeh dem Krieg sind verhält-
nismässig nur noch vrenige Ausländer eingelassen worden.

-Das wird sich nun in der Einbürgerung auswirken. Die Ein-
büigerqngspraxis der Stadt Zilridn ist sehn, streng. Sie ver-
Iangt vofn Ausländer 10 Jahre Wohnsitz in Zürich. X''ür.
Ostjuden beträgt die Karenzfrist 15 Jahre. Nun ist es mehr-
'fach vorgekommen, dass Leute, die iu Znnch wohuen, ins
Bürgerrecht eines' andern Kantons aufgenommerr worden

rsind. Die Karenzfrist der Stacit Znnc]r wi.rd also. dadurch
illrtsorischi g:emacht, dass in Zünru]n wohnhafte Äusländer
vor deren Ablauf in eineto andern Kanton, wo sie nicht

"M

wohnhaft gewesen sind, Schweizerbürger werden. Der Kan--
ton Zürich hat sich an das eidg. Jusfi2- und polizeideparte*-
ment gewandt mit dem Ensuchen, in solchen X'ällen die eidg.
Bewillig:ung nicht zu erteilen. Das Departement hat aber ei-
klärt, hiezu fehle ihm die gesetzliche llandhabe. Der Spre-
chende möchte aber das Departement bitten, in solehen Fäl-
len doch dem Kanton Zidrrieh Mitteilung zu machen, damit er
mit dem in X'rago kommenden Kanton selbst Fühlung neh-
men ka.nn. Er sohliesst mit der Bitte an seine Kollegen, auch^
wenn die Angelegeoheü.t nicht in die Zuständigkeit ihrer
eigenen Direktion fällt in ihren Regierungen dahin zu wir-
ken, dass solehe Einbürgerungsgesuehe abgelehnt werden.

II. Reg.rat Dr. Stampfli erklärt, sein Kollege Dr. Obrecht,
dessen Departement im Kanton Solothurn für Einbürgerun-
g:en zuständig ist, habe ihn ersucht, hier folgendes festzustel-
leu: Im konkreten X'aIl; der mit dem Kanton Ziüridn zu grund--
sätzlichen Meinungsverschiedenheiten geführt ha! handelte,
es sich um einon in Zii";rich wohnhaften Ausländer, dessen
X'rau eine geborene Solothurnerin ist, die i_hr angesiammtes
Bürgerrecht uicht verlieren wollte. Gewisse Beziehungen zum
Kanton Solothurn bestanden also in diesem Falle.

H. I)r. Rothmunil: Die llaltung Zürichs ist nicht gut be-
gründet. Für d,ie eidg. Bewilligung werden nur 6 Jahre Auf-
enthalt in der Sehweiz in den Letzten 12 Jahren verlangt, wo-
bei in den letzten 2 Jahren der Aufenthalt ununterbrocheu
sein muss. Die eidg. Einbürgerungsbewilligung wird nür in
seltenen X'ällen gegen den kantonalen Antrag erteilt. Besteht
sie aber, so gilt sie nach dem Sinn des Bundesgesetzes für die,
ganze Schweiz. Selbstverständlich soll dahin gewirkt werden,
dass die Einbürgerung dort erfolg! wo den Ausländer sein
Lebenszentrum hat. Die Einbürgerungspraxis der Kantone
ist strenger geworden ; der Bund ebenfalls. Die Kantone soll-
ten aber nicht übertriebene Domizilvorschriften erlassen. Der
Ausländer muss sich ja darüber ausweisen, dass er 6 Jahre',
lang in der Schweiz gewohnt hat, bevor er die eidg. Bewilli-
gung zum Erwerb eines Gemeinde. und Kantonsbürg:errechts
erhält. Wenn ein Kanton strengere Domizilvorschriften auf--
stellt, sollte die Einbürgerung'in erinem andern als dem Wohn-
ortkanton erfolgen können, wenn der Bewerber zu diesem
Kanton besondere Beziehungen, nachweisen kann. Die eidg..
Bewilligung gilt ja für alle Kantone. Der Sprechende muss
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sich gegen.eine andere. A,usleguqg des Gesetzes we,nden wie
auch gegen eiuen allfällieen tAoirug, 

das Gesetz irr ai"""n
Punkte zu ändeoin.

_ H. Reg.rat Dr. Im Hof bestätiet die Bichtigkeit der Aus-
. legung deis BundesAesetzes. X'ernär sfullt er iest, d.ass von

Bundes wegen keine Möglichkeit besteht, einzusohreiten, wenn
die Kantone besondeie Domizilvorsehriften haben. Strengere
Einbürgprung'svoraussetzungon der Kantone könuen durch
ihre besonderen Verhältnisse begründet sein. Man denke ins-
besondere an die Armenpflege. üs handelt ;ic-t hie;-"- ;1""
Ängelegenheit der kantonalen Gedetzgebung.

H. Regrrat Keel: Wenn ein Einbäu:gerung:sgesuch abee-
, le,hnt wi.rd, so erhäIt der Gesuchsteller vom Däpärfument äie

Mitteilung, die Ablehnung sei auf Grund von Informafionen
des Kantons erfolgt. Ils i.st nicht nötig, das den Leuten zu
€agen. H. Keel spricht dem Departonent gegenüber den
Wunsch alls, es möchte inskünftig auf diese Mitteilung ver-
zichten.

M. le ConseilLer d'Etat Stauffgr ;iasisto sur la n6cessite
qu'il y a de vei.ller ä l'assimilation parfaite des candidats ä
la nafuralisation. Il recommande d'6carter IeS demandes en
nafuralisa,tion qui sont bas6es essenüiellement sur un int6r6t
mat6riel. Parmi les moyens efficaces pour pr6venirr la natu-
ralisation de ces opportunistes, I'orateur cite l,augmentation

. de la taxe de naturalisation.
Der Vomitzende erklärt, auch im Kanton Thurgau sei

mar-r von der Mitteilung: des eidg. Departements nicht erfreut,
dass der Kanton die Ablehnung gestützt auf von ihm einge-
zogene Informationen beantragt habe. Ferner ist die X':ormel
s Wir bedauern... > nicht nötig:.

II. Dr. Rothmund: Die beanstandete Mitteilung ist in-
folge des dem Ausländer zustehenden Rekursreohts nötig.-Wiir müssen dem Ausländer sagen, warum sein Gesuch ab-
gelehnt worden ist. Eine Zeit lang haben wir sogar die ma-
teriellen Gründe der Ablehnung angegeiben. Wir haben uns
aber mit Rüeksicht, aui die Kantone veranlasst gesehen, dies
ihnen zu überlassen. Der Kanton soll dem Gesuchsteller
.eröffnen, was er für richtig hält.

Der Vorsitzende fasst die Diskussion über die Einbürge-
rungsfrage dahin zusammen, dass,die Konf,erenz der Ansicht

4

ist, ein Ausländer sollte grundsätzlich in seinem Wohnsitz-
kanton eingebürgert w,erden, Ausnahmen aber zuzulassen
seien, wo nahe Verbindungen mit einem a.ndern Kanton be-
stehen. Ferner, dass allgemein grösste Zurückhaltung in der
Einbürgerung unerwüusihter, besonders nicht assimilierba-
rer Ausländer empfohlen wird.

- 
Die Konferenz geneh-igi rtitlrchweigend diese Stellung-

nahrne.

8. Wahl eines II. Vizepräsidenten - Eleotion d,un deu.
xiöme viee-prdsident

Der Vorsitzenile macht 
-darauf 

aufmerksam,. dass d"er
geweseire II. Vizepräsident der Konfer e\2, H. Fr6d6r,ic Mar-
tin in Genf, nicht mehr Polizeidirektor ist Er muss demnaeh
im Vorstand ersetzt werden.

Einstimmig wird H. Staatsrat Baup zum II. Vizepräsi-
denten der Konferenz ernannt

9. Bestimmung des Konferenzortes für 1gg5 - D6signa.
iion du lieu de la eonJ6rence de 1985.

H. Reg.rat Dr. Stampfli erklärt, es würde die solothur-
aische Regierung freuen, wenn die nächstjährige Konfea.enz
iu Solothurn stattfinden wü.rde.

Der Yorsitzende verdankt diese Einladung aufs beste und
stellt fest, dass die Konferenz ihr gerne F olge Ieisten wird.

10. Umfrage - I)ivers.
De,r Vorsitzende gibt Kenntnis von einem von H. Prof.

.Dr. Delaquis unterzeichneten Schreriben des Touring-Clubs
der Schweiz, worin die Prüfung del n'rage der wirksamen
Bekämpfung der Automobildiebstähle d.urch die zuständigen

, tsehörden angerregt wird.
Gemäss Vorschlag des Vorsitzenden beschliesst die Kon-

ferenz, dieses Schreiben der Konferrenz der Polizeikomman-
danten der Kantone zu überweisen.

Die Sitzung wird um 11 Uhr geschlossen

Dans la soir6e du 12 octobre, un banquet offert par le
'Conseil d'Etat du canton du, Valais a eu lieu ä I'Hötel de la
Paix. Il a 6t6 suivi dlun concert de la < Chanson Valaisanue >.
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Aprös la s6ance du 13 octobre, les. participants ä la confdrence
ont 6td convi6s, par le Conssil d'Etat du canton du Valais et
la Municipalit6 de Sion, ä une < Agape valaisanne > au do-
maine du Grand-Brü16 prös de Riddes. Ont pris la parole ä
ees diff6rentes manifestations, M. le Conseiller f6d6ral Bau-
mann, M. le Dr Altwegs, Pr6sident de la Conf6rence des Di-
recteurs cantonaux de justice et police, M. le Conseiller d,Etat
Pitteloud, Chef du D6partement de, justice et police du can-
ton du Valais, et M. Ie Conseiller national Kuntscheu, Pr6si-
dent de Ia ville de Sion.

Beilogen - Annexes
Mitgerei!r

ter der ungen üher die
tischen FlüchUinge und das U

D^ip Konferenz wählt zU ihrem zweiten Vizepräsidenten
de_n Chef des Justiz- und Polizeidepartements däslKanions
Waadt, Ilerrri Staatsrat Jean Baun-

Den Verhandlungen wohnten ^der Chef des eidEenössi-
schen Justiz- und Polizeidepartements. Herr Bu::desiäa B;;-
mann,_de_r_ Chef de_r P_olizrüabteilung,- Ilerr Dr. Rothmund,
gud, a.ls Vetreter der- Bundqsanwalts-chaft, deren juristischei
Beamter Ilerr Dr. Balsiger bei.

Communiqu6

Les 12 et 13 octobre 1934. les directeurs cantonaux dejqstice^et police se sont ,r6unis ä Sion, sous Ia pr6eidence de
M. le Conseiller d'Etat Altwegs, de Frauenfeld, Ils ont dis-
cut6 des abus aonstatds dans lä oirculation automobile et
ont adop_t6 uno räsolution qui fait l'objet d'un communiqu6
Cpeciel. Ils_ ont d'autre part examin6 certaines questions-de
la police des 6trangers, entro autres celle des sans-papiers
et des sans-patrie et se sont d6clar6s, ä I'unanimit6.- d-'avis
que les.autres Etats devraient, comme la Suisse, ne irendre
aucune mesure pouvant cr6er de nouveaux sans-papiers ou
sans-patrie, _cg, elr 6gard aux fächerrses consdqüeurces qui
peuvent en ddcouler nbn seulement pour ces pe,rsbnnes, mäis
pour les autres pays. Traitant de la r6glementation f6ddrale
du comrnerce et du port d'armes, Ia conf6rence a pri6 le
D6partement f6d6ral -de justice dt police de bien ?ouloir
proc6der ä une enquöte et .de faire part du r6sultat aux
autorit6s oantonales. Aprös discussion sur le coLportage sous
pr'6texte frauduleux de eharit4 la conf6renco a chars6 son
bureau d'examiner . cette quesfion avec Ia Soci6te nuisse
d'utitit6 publique. Äu sujet- de la naturalisation en dehors
du lieu de domicile, la conf6rence a estim6 qu'un dtranger
devait, en principe, ötre naturalis6 dans le oanton oü il a
son domicile, mais qu'il y avait lieu d'auto,riser des d6ro-
gations pour lo cas oü un 6tranger aurait de fortes attaches
avec un autre canton, La confdrence a recommand6 une
grande r6serve dans I'octroi de Ia nationalit6 suisse au-x
6trang:ers peu d6sirables et surtout aux inassimilables. Enfin,
le repr6sentant du Ministöre public fdddral a fai| quelques
eommunications relatives aux rdfugids politiques et ä l'in-
terdietion du port d'uniformes

La conf6rence a nomm6. comme deuxiöme vice-prdsident,
M. le conseiller d'Etat Jean . Baup, chef du d6partement de
justice et police du canton de Vaud.

M. le Baumann,
M. Ie Dret

dejuriste au
Procureur
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Die Strqssenverkehrsunfölle und ihre Bekömpfung
Resolution der Kontferenz der kantonalon Justiz- und

Polizeidirektorem vonn lZ. und 18. Oktober 1914 in Sitten

-. 4,_-_ Den Gerichten wird empfohlen, {en Kampf gesen
{ie }er.kehrsup f älle,zu unterstü t^ze" aüicfi 

- 
s"ö-ss*tä bt?öiäädgn f ehlbaren Motorf ahrzeugf ührern und n"äfäfiiäin guä-eä:

über.
. I. - D_aq e_i.dgenössischo Justiz- und Polizeidepartement

wrrd. ersucht, die Frg,ge der Wiedereinführung von zalnlen-
Tn älsigeg. Höchstgescbwindigkei terl füt alle llätorlahizeüge
i_n dgq Sinne zu prüfen, dass es dem Bundesrat deren Wi"e-dereinführung empfie.hlt, qenn die unverzüglich von den
l(anto+en zu -ergreif_ende^n lVlassnahmen, ergäizt durch wirk-
same Massnabmen der _Strassqnverkehisveibände, nicUt aengewünschten Erfolg haben sollten.

der
die
sers
gorren

Ver

Technik
ernes

wird
nicht

_ 6._-- Die -gesetzlichen Vorschriften werde;r auch den an-
dern Strassenbenützer,ni gegenüber strikte angervendet wertl en.

. 7_. - Das eidgenössische Justiz- und' Polizeide,partementwird ersucht zu prüfen, welcho }fassnahmen zu^ersreifen
sind. um fü.r _die Zukunft zuverlässigere Motorfahrzrärgfüh-rer heranzubilden.

8. - Nachdem die
erteu Kcn Iur

des
deI:t wie der Radfahrer selbst als drin-

Die Konferemz Liat deshalb beschlossen:
. . 1. . -U4 die Vorschriften zur Gewährleistuns der Ver-
ßehrssrchfrhe_i_t,_ n4mentlich diejenigen über die*Geschwin_
clrg:kert, das Ueberholen. das Verhalten anderen Strassenbe_
gü_tzgrp .qege-niiber- usw. sowie aie Voiscn-iifte;-üür-diertetnebsicherheit der F ahrzeuge (Bremsen usw.) s{rikiÄ
durchf ühren zu können, wird diä 

- 
Kön[r-o-l te äes*Sti.*."ääi:

B ph.S_ b-e d-eu tend verschärf t, D_ie Slia-s s enpo ti, äi, narileräiiäidie Verkehrsp4Fqqillen puf Motorfa[izäu?en, niuG i";ii;;l(entonen verstärkt werden.
_ ,2, - Das Bureau der Konferenz wird einqeladen- den
E"l ucc qo4 Ins truk ti onen üb er di e öft h eitli ;he 

-D-ü;hlifr .;;der Verkehrspolizei in der ganzsn Schweiä zü -pitiiä. -- --'
_3. - - Moforfahrzeugführer, die Verkehrevorschriften in

Iqr\ehrgsef ähldender Weise g'chwer värlötzen,- ;ö*iä" -öUnä
güc\eicht auf die für sie daraus enisfe[änäen 

-lfäniei]ö
duroh Entzgg -des Führefagsweises füiiän-ge-re %iC äus ä;ä
Strassenverkohr auegeschaltet.
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Lufle conlre les qccidents de lo circulotion louliäre
Rösolution de la Confdrenoe des d.irectours cantouaux

de justiee et poliee röunie les 12 et 18 octobre 1gB4 ä Sion
Iia Conf6rence,- aprQs avoir entendu un expos6 de lVI. leI)r liothmund, chef de la Division f6d6rale debolice. sur lallrtte con,tre les accidents de_ la circulation routiöre, dt aprös

discussion, a oonstat6 ce qui suit:
, En- 19_32, quel-que 9200 personnes ont 6t6 victimes d'acci-delts de la circulation routiöre, dont 8000 d'accidents d'auto-
tnobile. En 1933, il y en a eu 10.000 (8.800). En f9jl.länombno
des victilqes atteindra 12.000 (10,000). En 1982 oi comotaitparmi eelles-ci 461 (404) personnes tü6es et en 1938. b15 ?ßil.Il faut s'attendro ä un chiffre au moins 6gal pour I'ain6'e
courante.
. Strictenrlent appli-quds, Ia loi f6d6rale sur les automobileset 6on rög:lement d'ex6cution renferment les dispositions
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.rr6cessaires poul r6dgire ces _accidents ä un minimum. Ensuitedes assurances donn6es pa1 les -repr6sentants deiäG'oci;iio;;
rou tiöres Iors de I'6rab oiation dai- aiipositi,üs iäEäü,ä-öilä:.ci n'on! pas 6t6.appliqu6es jusqu'iöi ä un;-ft;"'## ;;il-
reu.se. Les autorit-es escomptaien;t, que les effoits de öes a-sso_'€latrons en vue d'inculq_uer ä Ieurs membres et aux autres'usagers de tF. rqute la äiscipline necesiaiiä-se"äieäT-cöürä*
'?6s de B-uccös. Qet appel ä-la raison--aeÄ-aüToäobifis-tes-*

, des cJrclistes n'ayanf, ^pas 
donn6 

-iä-res"mäI- 
"olii,i.-äi" täiaverttssements des autoritds et das associations ibutiörös

-n',ayantr poiut 6t6 e4tenduÄ, ii in-portö- de-}-;irö ^"b;*";;
rstrietement, par tous les moyens, tei disposiiion"ä 

"igü;;;La Conf6rence a donc d6cid6:
l.^ II y 4 lieu de rendre sensiblement plus rigoureux le

'contröle-de Ia circulation routiere pour ruiiääu^Jt"""" ääiä:temept..les dispositions en vue d,äsiurer la ;6ffiiü ,i;.iäcrrculation, -notamment celles touchant la vitesse. le d6nas_
qempnt, la fagon de se conlport_er envör;- leJ-;u6'eJ-"JJää"sde la route,.etc. ailsi_que^les dispositions su,r les garan"tiei
'de seeurit6 des v6hicules (freins, etc.). Dans tous les=cantons.
l_a . police- des routes, notdmment les paiiöuiites -do6"iffi;l
doivent ötre renforcoes.

2.. Le _pureau de la confdrence est invit6 ä 6tudier laquestiorl d'instructions en vue de rdgler-drunö -.;iöä"ni'lg"qc,la police des routes sur tofii- le 
-[ä;riiöiö^ät-i;

'Conf6d6ratibn.
3. Les cond.ucteurs de v6hicules automobiles oui auront

compromis la seeurit6 de la route par une infractTon-o"ä-räpql nrescriptions sur la circulation,-seront exclus dö la äiröu-{atron routiero par retrait du permis de conduire pour une
longue duree, sans 6gard aux inconv6nients que Seut leurvalolr cette mesure,

1. II est recomm.and6 aux tribunaux de contribuer ä
a_6mlatire les accidents de la circulation routiaiJ ön 

"sä"idq_ ,la plus srande s6vdrit6 ä l'6gard des condücifuis de
v6hicules automobiles et des cyclistls fautifs.
_. 5. I,e D,6partement f-6d6ral de justice et police est pri6.d'examtner Ia question des maxima de vitesses en chiffres-pour tous les v6hioules automobiles et d'en recommander Ia
r6introduction au Conseil f6d6ral pour le cas oü Ies mesu,res
.ifnm6diates des cantons, compl6ted par les mesures ettiöäöös
'des associations routiöres n'aboutiraiönt pas au r6sultat voulu.

Le Ddpartement est en outre pri6 dtexaminer si la tech-
nique actuelle perlet d'e4visager l-'adaptation d'enregistreurs
de vite,sse ä tous les v6hiculös automobiles ori ä öertainei
cat6gories d'entre eux.t6. 

Les dispositions ldgales seront aussi strictement app.li-
.qu6es aux autres usag:ers de Ia route.

7. Le D6partement fdd6ral de justice et polioe est pri6
d'examiner les mesurgs qu'il convient de prendfe pour am6lio-
rer dor6navant Ia ,förmation des conducteurs de v6hicules
automobiles.




